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Erster Teil. 



Einleitung. 



1. Historisches. 

Das 16. Jahrhundert, ein in so vielen Beziehungen für uns 
interessantes Zeitalter, bedeutet fär den staatsrechtlichen Bau des 
heiligen römischen Reiches deutscher Nation eine Periode rasch 
zunehmenden Verfalls. Die innerliche Auflösung des festgefügten 
Staatengebäudes Karls des Großen hat schon lange zuvor begonnen. 
Langsam, aber stetig fortschreitend, hat die Zersetzung sich aus- 
gebreitet. Die früher ausgedehnten Machtbefugnisse des Kaisers sind 
auf einen bescheidenen Rest zusammengeschmolzen, die Landes- 
herren gehen gestärkt aus dem andauernden Prozesse hervor. 
Während es den französischen und englischen Königen gelingt, ihre 
Nationen unter einheitlichem Zepter zu vereinigen, vereitelt die 
italienische Politik der deutschen Kaiser neben der unbezähmbaren 
Herrschbegier, welche dem deutschen Hochadel zumeist eigen, und 
dessen Mangel an einheitlich deutschem Nationalbewußtsein, das Zu- 
standekommen eines Einheitsstaates auch auf dem heimatlichen 
Boden. 

Im 15. Jahrhundert nimmt die Bewegung der Auflösung rascher 
und rascher zu. Niemals zuvor war den Zeitgenossen die Ohnmacht 
kaiserlicher Gewalt gegenüber den Territorialherren so auffällig 
vor Augen getreten, wie durch das klägliche Schauspiel, welches 
Friedrich IIL, „des heiligen römischen Reiches Schlafmütze", der 
Mitwelt bot. 

Aber schon vor Friedrichs III. Thronbesteigung zeigt sich zu 



— 2 — 

wiederholten Malen ein kräftiges Bestreben, wie die Kirche, so auch 
den Staat auf eine neue Grundlage zu stellen. Allerdings bleiben 
diese Versuche sämtlich erfolglos. 

Dasselbe Schicksal teilt das Projekt, welches den Gegenstand 
der nachfolgenden Untersuchung bilden soll. Es gehört im wesent- 
lichen mit zu den Reichsreformplänen aus der Zeit des zum Ende 
neigenden Mittelalters, aber in [phantastisch - abenteuerlichem Ge- 
dankenfluge, in der Kühnheit, ja Vermessenheit seines Gestaltungs- 
willens läßt es die Ziele früherer Pläne weit hinter sich und strebt 
neuen, fernen Zielen zu, welche erst die letzte Generation mit 
lebendiger Regsamkeit zu verfolgen begonnen hat. 

Der Plan, von dem wir reden wollen, ist um das Jahr 1460 
am Hofe Königs Georg von Böhmen entstanden und beabsichtigt 
nichts Geringeres als die Herstellung des ewigen Friedens unter 
den christlichen Staaten. Er ist, abgesehen von einem älteren Pro- 
jekte des Franzosen Dvhois vom Jahre 1306,^) der erste und älteste 
Plan dieser Art, und es ist interessant, der Überlegung Raum zu 
geben, daß das Zeitalter, welches die Keime zum modernen Staat 
barg, auch diesen großen Gedanken im Schöße trug. 

Es ist bisher die Ansicht verbreitet gewesen, die man auch in 
den meisten Darstellungen des Völkerrechts findet, daß Heinrich IV. 
von Frankreich und sein großer Minister Sully zuerst den Gedanken 
eines allgemeinen Friedens unter den Völkern haben zur Ausführung 
bringen wollen. *) Obgleich Fr. Paiacky, der verdiente Forscher für 
böhmische Geschichte, den Plan Georgs von Böhmen bereits 1827 
in der Zeitschrift des böhmischen Museums mitgeteilt hat, ist er der 
völkerrechtlichen Literatur unbekannt geblieben, bis Schücking im 
Jahre 1904 daran erinnert hat; vgl. Zeitschrift für internationales 



^) Das Projekt Dubais' ist enthalten in seinem Traktat „De recuperatione 
sanctae**. Ich bin darauf durch Herrn Professor SchücMng aufmerksam gemacht 
worden, nach dessen Mitteilung demnächst von einem anderen seiner Schüler 
eine Arbeit über Dtibois' völkerrechtliche Ideen erscheinen wird. 

^ Wahrscheinlich ist dieser berühmte grand dessin Heinrichs IV. ihm 
allerdings erst von Sully bei dessen Redaktion seiner Memoiren untergeschoben 
worden; vgl. jetzt namentlich Kükdhaus, Der Ursprung des Planes vom ewigen 
Frieden, in den Memoiren des Herzogs von Sully, Berlin 1893. 
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Privat- und öffentliches Recht, herausgegeben von Niemeyer ^ Bd. 14 
S. 552. 

Die äußeren Anlässe, welche den kühnen Plan, die christlichen 
Fürsten zu einem Verein zusammenzuschließen, haben entstehen 
lassen, liegen vornehmlich in den eigenartigen, persönlichen poli- 
tischen Verhältnissen, in denen sich Georg von Podebrad befand. 
Dieser, ein böhmischer Edelmann, ausgezeichnet durch Geist und 
Tatkraft, bildete bereits mit 24 Jahren das anerkannte Haupt der 
Utraquisten. Als Friedrich HI. sich acht Jahre später zur Romfahrt 
vorbereitete und die böhmischen Landstände ihn baten, das Land 
während seiner Abwesenheit nicht ohne Regierung zu lassen, da 
König Ladislaus seines zarten Alters wegen noch nicht regieren 
könne, war Georg de^ bei weitem angesehenste Parteiführer in 
Böhmen, so daß es kein Erstaunen erregte, als der Kaiser ihn zum 
Gubemator des Landes ernannte (1452). 

Die folgenden Jahre mehrten seinen Ruhm. Sein Ansehen 
drängte die Person Ladislaus' mehr und mehr in den Hintergrund. 
Trotzdem unternahm der Podebrader nichts , was dem König nach- 
teilig oder schädlich gewesen wäre. 

Wenn er sich jedoch Mühe gab, die königliche Gewalt zu be- 
festigen, wenn er in vorbildlicher Weise danach strebte, Ruhe und 
Sicherheit im Lande herzustellen, Handel und Verkehr zu heben, 
so geschah dies alles mit dem ehrgeizigen Hintergedanken, selbst 
dereinst gekrönter Herr in Böhmen zu werden. 

Im 37. Jahre seines Lebens hatte der gewandte Hussit sein 
Ziel erreicht. Das Glück war seiner Tatkraft zu Hilfe gekommen, 
indem der Tod den erst achtzehnjährigen König Ladislaus hinweg- 
räumte. Vielleicht auch, daß Georg es verstanden hatte, „de corriger 
la fortune". Das Gerücht von der Vergiftung des jungen Königs ist 
nie stumm geworden. Mochte es sein ! Die Utraquisten wußten die 
seltene Energie ihres Führers zu schätzen. Einstimmig erkoren ihn 
am 2. März 1458 die böhmischen Stände zum König, und vor den 
Fenstern des Altstädter Rathauses, in dem der Wahlakt stattge- 
funden, machte sich die Freude der Menge über den utraquistischen 
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König in den nicht enden wollenden Zurufen Luft: „Es lebe Georg, 
König von Böhmen!" 

Ein Utraquist als König! Hierin bestand die Schwierigkeit der 
Lage, in welcher der Emporgekommene sich während seiner ganzen 
Regierungszeit befand. Sie gab ihm die Grundlinien seiner Politik, 
sie legte ihm die Ausführung der kühnsten Pläne nahe, sie brachte 
das Projekt, die christlichen Fürsten zu verbünden, zur Entstehung. 

Der neue König verdankte in erster Linie seine Erfolge zweifellos 
seinen nicht gewöhnUchen Eigenschaften, daneben beruhte indessen 
seine glänzende Laufbahn, welche ihn auf Böhmens kurfürstlichen 
Thron geführt hatte, auf dem fördernden Einfluß jener mächtigsten 
Partei des Landes, deren anerkanntes Haupt er war, den Utraquisten, 
Auf sie mußte der König sich in allen Gefahren stützen, welche 
seinem Königtum drohen würden. Sie war der Hort seiner jungen, 
sonst haltlosen Würde. 

So durfte er es denn niemals wagen, die kirchlichen Freiheiten, 
welche den Utraquisten in den Basler Kompaktaten zugesichert waren, 
zu verleugnen, zu gefährden oder gar preiszugeben.^) 

König Sigismund hatte die Beschlüsse des Basler Konzils, welche 
jene Freiheiten betrafen, angenommen; seitdem galten sie der hussi- 
tischen Partei als Reichsgesetz. 

Auf der anderen Seite hatte indessen Georg bei seiner feierlichen 
Krönung in die Hände der krönenden Bischöfe den Eid leisten müssen, 
sich wie die übrigen christlichen Fürsten in der Einheit des rechten 
Glaubens halten zu wollen. 

Wenn hierin auch kein ausdrücklicher Verzicht auf die Kom- 
paktaten lag, so knüpfte der Papst (Enea Sylvio) an diesen Eid 
doch die Hoffnung, Böhmen bald gänzlich in den Schoß der allein 
seligmachenden Kirche zurückgeführt zu sehen. 

So befand sich Georg zwischen zwei gleichmäßig gefährlichen 
Feuern. Auf der einen Seite die unentbehrliche Partei der Utra- 
quisten, deren Fanatismus aus den Hussitenkriegen noch lebhaft in 



^) Die Kompaktaten sicherten in erster Linie den Utraquisten das heilige 
Abendmahl unter beiderlei Gestalten. Die übrigen Freiheiten waren rein zere- 
monieller Natur, also unbedeutender. 
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aller Erinnerung war, auf der anderen der heilige Stuhl, den augen- 
blicklich ein Papst inne hatte, der entschlossen war, von den Macht- 
befugnissen der Kirche nicht ein Titelchen herzugeben. 

Früher oder später mußte es zu einem Zusammenstoß kommen. 
Der Konflikt begann sich zuerst zu verschärfen, als der Podebrader 
im März 1462 eine Gesandtschaft nach Eom abschickte, welche den 
Oboedienzeid leistete, aber keine Bestätigung, vielmehr eine end- 
gültige Verwerfung der Kompaktaten mit nach Hause brachte. Was 
war zu tun? 

Für den „Ketzerkönig" galt es, sich gegen die kirchlichen An- 
griffe zu schützen, die bei einem Manne wie PiusII. nicht lange auf 
sich warten ließen. Der nächstliegende Gedanke war der, sich aus 
der isolierten Stellung, in welcher Georg sich dem Papst gegenüber 
befand, durch Defensivallianzen mit den mächtigsten Fürsten zu be- 
freien. 

Unter diesen Verhältnissen versuchte Georg den schon früher 
entstandenen Plan eines ewigen Friedensbündnisses unter den christ- 
lichen Fürsten zur Ausführung zu bringen. Der Gedanke entstammte 
nicht des Königs eigenem Kopf, er war vielmehr die schlaue Erfindung 
eines geriebenen Abenteurers Antonius Marini aus Gratianopolis (Gre- 
noble). 

Dieser, ein ausgesprochener Kosmopolit, ein Mann, welcher 
„vieler Menschen Städte gesehen und Sitte gelernt" hatte, gab dem 
König den Gedanken an eine Friedensliga ein. Als vornehmsten 
Zweck aber sollte dieser Bund den Türkenkrieg auf seine Fahne 
schreiben. 

So entwaffnete man den Papst, schlug ihn gleichsam mit eigenen 
Waffen, wenn er sich jetzt feindlich gegen den Mann zeigte, welcher 
vor allen das Kreuz wider den Türken genommen! Konnte der König 
von Böhmen länger noch ein Feind der Kirche genannt werden, nach- 
dem er sich anschickte, deren ärgsten Widersacher, den Islam^ 
dauernd aus Europa zu vertreiben! 

Diese Idee war groß. Der Mann, dessen Kopf sie entsprang, 
mußte bedeutende Fähigkeiten besitzen. Denn was enthielt dieser 
verwegene Plan im Grunde anderes als die Vernichtung der Autorität 
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des Papstes in solchen Streitfragen, wie es die böhmische war. 
Die Kurie in ihr kirchliches Gebiet zurückzuverweisen und weltliche 
Fragen vor dem Forum der Mächte künftighin zu entscheiden, das 
war der Ziel- und Gipfelpunkt des kühnen Entwurfs. 

War der Papst bisher der Schirmherr aller Kriege gegen die 
Ungläubigen gewesen, so sollte fortan der Türkenkrieg eine euro- 
päische Angelegenheit sein. Zu gemeinsamem Handeln sollen selb- 
ständige, gleichberechtigte Staaten nebeneinander treten, unabhängig 
einer vom andern und keiner mit der Anmaßung der Weltherrschaft. 

So zeigen sich in diesem , der Zeit weit voraneilenden Geiste 
Marinis die flüchtigen Spuren eines werdenden Völkerrechts.^) 

Sehen wir von den idealen Elementen des Bundesprojektes ab, 
die wir in großen Umrissen zu kennzeichnen versucht haben, so stellt 
sich der ganze Plan als ein mehr oder minder geschickter Schachzug 
dar, Georg aus seiner Vereinsamung herauszureißen und möglichst 
viele Fürsten vom Papst zu lösen. So verbarg Marini unter dem 
Deckmantel selbstloser und gemeinnütziger Ideen das allerpersön- 
lichste Interesse seines Königs, bezw. seines augenblicklichen Herrn. 

Es mag dahingestellt bleiben, ob die Herstellung eines ewigen 
Völkerfriedens auf Erden an sich möglich ist oder nicht, so viel ist 
gewiß, daß ein solches Unternehmen zweier aufrichtigerer Charaktere 
bedurft hätte, als der König von Böhmen und sein verschlagener 
Diplomat es waren, zumal in einer Zeit, wie es die beginnende 
Kenaissance war. 

Es ist hier nicht der Ort, das Schicksal des geheimnisvollen 
Projekts, welches Marini von Hof zu Hof trug, durch die laby- 
rinthischen Gänge mittelalterlicher Intriguendiplomatik zu verfolgen; 
genug, daß es scheiterte und darauf ebenso spurlos im Dunkel der 
Vergangenheit verschwindet wie sein rätselhafter Urheber.^) 



^) Von den meisten Darstellern des Völkerrechts ist die Bedeutung der 
Türkengefahr für den Zusammenschluß der europäischen Staatenwelt nicht ge- 
nügend gewürdigt worden. Das sonst so treffliche Lehrbuch von Bonßs erwähnt 
diesen Umstand eigentümlicherweise mit keinem Wort. 

®) Eine eingehende Untersuchung über die Geschichte des böhmischen Pro- 
jektes hat ff. Markgraf ia Sybels Historischer Zeitschr. Bd. 21 S. 257ff. gegeben. 
Dort finden sich insbesondere persönliche Notizen über Marini. — Zur näheren 



— 7 — 

2. Die Aufgabe. 

Es wird nicht im Rahmen der nachfolgenden Untersuchung 
liegen, in dem großen Meinungsstreite irgendwie Stellung zu nehmen, 
ob der ewige Friede unter den Völkern eine Utopie oder ein im 
Bereich irdischer Möglichkeit gelegenes Unternehmen sei. Vielmehr 
wird die Aufgabe lediglich darin bestehen, das in dem uns erhaltenen 
Verfassungsentwurf befindliche juristische Material zu sichten, um 
daraus zu ersehen, in welcher Form die Urheber sich den geplanten 
Verein von Staaten vorgestellt haben. Die Untersuchung wird also 
keine theoretische, vielmehr rein praktischer Art sein. 

So dürfen denn wohl die Worte Bluntschlis (Die Gegenwart 
Bd. 13: Die Organisation des Europäischen Staatenvereins S. 278), 
dem der ewige Friede ein zu verwirklichendes Projekt bedeutet, 
eine Rechtfertigung dieser Arbeit bilden ; er sagt : „Kommt die Zeit^ 
welche die Lösung des Problems (Herstellung des ewigen Friedens) 
möglich macht, so wird es sich auch nützlich erweisen, wenn zuvor 
die Kritik die Mängel der bisherigen Versuche bloßgelegt und die 
Aufmerksamkeit auf die Bedingungen hingelenkt hat, die jedes^ 
neue Unternehmen der Art beachten muß, um einen Erfolg zu er-^ 
zielen." 

3. Allgemeines. 

Ehe wir der eben gekennzeichneten Aufgabe nähertreten, ist 
es angebracht, eine Frage zu erörtern, deren stillschweigendes 
Übergehen wohl mit Recht gerügt werden dürfte. Wie bereits ge- 
sagt, ging Georgs Projekt darauf aus, alle fürstlichen Bekenner 
des christlichen Glaubens in einem einzigen staatenähnlichen Wesen 



Orientieruiig über Georgs politische Lage und die Zeitverhältnisse verweise ich 
auf Backmann, Böhmen und seine Nachbarländer unter Georg von PodSbrad 
1458 — 1461 usw. ; derselbe, Deutsche Reichsgeschichte im Zeitalter Friedrichs III. 
und Max I. Bd. 1 ; Jordan, Das Königtum Georgs von Pod^brad ; Georg Voigt,. 
Georg von Böhmen, der Hussitenkönig ; derselbe, Enea Sylvio ; einen gedrängten 
historischen Überblick gewährt das vom Verein für Geschichte der Deutschen 
in Böhmen herausgegebene Werk: Geschichte Böhmens von Dr, Lttdwig: 
SMmnger, Leipzig 1869, S. 348—375. 
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za yereinigen. Somit sollten denn aach alle gekrönten Herren des 
alten deutschen Reiches diesem neuen Gebilde beitreten. Konnte 
dieser Schritt ein erlaubter, ein rechtmäßiger sein? 

Allerdings näherte das Reich sich immer mehr der Gestalt 
eines irreguläre aliquod corpus et monstro simile, wie Samud von 
Pufendorf sich zwei Jahrhunderte später ausdrückte.^) Schon 
jetzt lagen in seinem öffentlichen Rechte ,,die Trummerstucke 
dreier grundverschiedener Staatsformen wirr und unverbunden 
nebeneinander: die schattenhaften Überbleibsel der alten monarch- 
ischen Einheit, die verkümmerten Anfänge einer neuen staaten- 
bündischen Ordnung, endlich, lebendiger als beide, der Partikularis- 
mus der territorialen Staatsgewalten".*) 

Aber noch beruhte der Verband, welcher sich das Deutsche 
Reich nannte, auf den Grundsätzen des Lehnrechts, des Treurechts. 
Georg von Böhmen selbst war in der feierlichsten Weise vom Kaiser 
belehnt worden (31. 7. 1459). Einen Plan wie den seinigen ver- 
wirklichen hieß das alte Reich aus den Angeln heben. Daß der 
Böhmenkönig dieses katilinarische Unternehmen ungestraft und ohne 
daß sich nur eine einzige Stimme quo usque tandem vernehmen 
ließ, betreiben durfte, mag ein charakteristisches Zeichen für die 
Gesinnung der Territorialherren und den Verfall des Reiches sein.^) 
Mit der Autorität des Papstes sollte auch die Staatsform des 
alten Reiches und mit ihm der Kaiser verschwinden. So erklärt 
sich der Umstand, daß der Verfassungsentwurf des Vereins nur 
von den reges et principes, niemals aber vom Kaiser spricht. Das 
Reich sollte eben nicht als Ganzes in den neuen Organismus ein- 
treten, sondern die Fürsten sollten sich durch einen Gewaltakt der 
letzten, schwachen Reichsfesseln entledigen und künftig selbständige 
Herren sein. 



^) Severinus de Momzambano de statu imperii Germanici, Kapitel 6 : nihil 
^iud ergo restat, quam ut dicamus Grermaniam esse irreguläre aliquod corpus 
et monstro simile. 

«) Treitschke, Deutsche Geschichte Bd. 1 S. 9. 

^) vgl. zu diesem und dem folgenden Absatz das 5. Kapitel des zweiten 
Teils: „Die Stellung des Kaisers und des Papstes in dem Bunde nach der Ver- 
fassung." 
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Die historischen Quellen, welche wir unserer juristischen 
Untersuchung zugrunde legen können, beschränken sich auf den 
Verfassungsentwurf, der zunächst durch Marini dem französischen 
Hofe und der Signoria von Venedig unterbreitet wurde, in dem 
aber schon das Friedensprojekt in seiner ganzen Ausdehnung auf 
alle christlichen Fürsten Europas enthalten ist.^) 

Indessen stellt sich diese Verfassung nicht in dem modernen 
Gewände der Einteilung nach Abschnitten und Artikeln dar, wobei 
es das erste Ziel des Verfassers gewesen sein würde, die Verteilung 
staatlicher Gewalten, die Organisation und die Funktionen der ge- 
meinschaftlichen Regierung klar zum Ausdruck zu bringen. Aber 
wie wäre es auch möglich gewesen, einen begrifOich deutlichen 
Plan eines staatlichen Bundesverhältnisses aufzustellen, dessen 
Normen sich auf einem Rechtsgebiete bewegten oder wenigstens 
hauptsächlich bewegten, welchem erst kommende Jahrhunderte den 
Namen „Völkerrecht" beilegten. 

Völkerrechtliche Begriffe und Vorstellungen waren dem Geiste 
Marinis naturgemäß fremd, was Wunder, wenn wir in seinem Ver- 
fassungsentwurf alles begrifflich Zusammengehörige wirr durch- 
einander gewürfelt finden. Es sind Vordersätze aufgestellt, keine 
Grundsätze. Aus den Vordersätzen die beabsichtigten Folgerungen 
zu ziehen, wird im wesentlichen unsere Aufgabe sein, wenn wir 
das dürftige Quellenmaterial einigermaßen ergiebig machen wollen. 

Dieser ersten Schwierigkeit gesellt sich eine zweite bei, 
welche zwar schon angedeutet ist, die jedoch um dessenthalben 
besonders hervorgehoben zu werden verdient, weil sie die Sicher- 
heit unseres Endurteils außerordentlich erschwert. Es wird sich 
niemand der Einsicht verschließen können, daß eine nur auf dem 
Papier bestehende Staatsbildung eines der wertvollsten Beurteilungs- 
momente in dem Fehlen jeglicher Rechtspraxis entbehrt. Hat doch 



^) Die Urkunde ist abgedruckt unter dem Titel : Traite d'alliance et con- 
federation entre le Roi Louis XI. George Roi de Boheme et la Seigneurie de 
Venise, pour resister au Türe in den Memoires de Gommines, ed. Lenglet II 
p. 424 ff. Die Urkunde ist im „Anhang*^ wieder abgedruckt. 
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gerade aaf dem Gebiete des Staatsrechts das AußerachÜassen der 
Staatenpraxis oft die sonderbarsten Ergebnisse geliefert') 



Der nachstehenden Untersachnng ist der Plan zugrunde gelegt, 
in einem ersten Teile das juristische Material der Verfassung nach 
modernen Begriffen zu ordnen und dadurch eine klare Anschauung 
vom Wesen des erdachten Staatenbaues zu gewinnen, darauf in 
einem zweiten Teile diese Ergebnisse mit den Mitteln unserer 
heutigen Staatswissenschaft zu messen. 



^) vgl. die Bemerkungen Westerkamps in seinem Staatenbund und Bundes- 
staat, Vorwort, am Ende und S. 479 über die Labandache Bundesstaatstheorie. 



Zweiter, dogmatischer Teil. 



Das Yerfassungsrecht des christlichen FUrstenbundes 

Georgs von Böhmen. 

Damit diese Arbeit sich nicht in den grauen Nebeln der 
Theorie und der Hypothese verliere und die Tätigkeit des Ver- 
fassers in diesem Teile seiner Untersuchung sich nicht lediglich als 
die Sektion eines totgeborenen Kindes darstelle, soll das juristische 
Material des zu betrachtenden Bundes nicht nur aufgezählt und 
aus der Verfassung begründet, sondern zugleich mit den staats- 
rechtlichen Grundsätzen zweier ähnlicher Staatengebilde verglichen 
werden, welche in der Eeihenfolge moderner Staatenverbindungen 
die nächsten Nachbarn des hier zu besprechenden Projektes sind. 
Wir meinen die alte Eidgenossenschaft der Schweiz und die Repu- 
blik der Vereinigten Niederlande. Wenn die alte Eidgenossenschaft 
dem böhmischen Friedensbündnis zeitlich nähersteht, so bietet die 
Republik den großen Vorteil, daß wir über ihre staatsrechtlichen 
Verhältnisse genauer durch eine geschriebene Verfassung (die 
Utrechter Union) unterrichtet sind, deren der Bund der schweize- 
rischen Kantone in dem zu Ende gehenden 15. Jahrhundert noch 
entbehrt. Der Pfaffenbrief vom 7. 10. 1370, der Sempacherbrief 
vom 10. 7. 1393 und das Stanser Vorkommnis vom 22. 12. 1481 
enthalten wohl manches staatsrechtliche Material, ja sie bilden nebst 
den Bundesbriefen die Hauptquellen unserer Kenntnis des alten 
eidgenössischen Rechts, sie können jedoch nicht als Verfassungen 
im modernen Sinne gelten. 

Der Zweck des angekündigten Vergleichs wird sein, zu zeigen, 
inwiefern die beiden praktisch gewordenen Bünde in ihren staats- 

Schwitzky. 2 
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rechtlichen Gedanken nnd Einrichtungen denen des böhmischen 
Entwurfs voraneilen und wie weit sie hinter der Phantasie des Aben- 
teurer-Kanzlers Marini zurückbleiben. Alles nur, soweit es sich 
mit der Hauptaufgabe verträgt. Wenn durch diese Art der Dar- 
stellung und Untersuchung neues Licht in die dunkelumhüllte Ent- 
stehungsgeschichte der Staatenverbindungen getragen wird, ist dem 
Zwecke dieses dogmatischen Teiles entsprochen. 

Die Einleitung des Entwurfs. 

Einer wortreichen, dem Verfassungsentwurf^) vorangeschickten 
Klage hat der Urheber die Gründe anvertraut, welche ihm die Aus- 
führung des Friedensprojektes nahegelegt und „tam necessaria'^ 
hat erscheinen lassen.*) 

Einst, in Zeiten, von denen die Geschichtsschreiber melden, 
war die Christenheit blühend, mächtig und über weite Länder ver- 
breitet. Nicht weniger als 117 große Königreiche gehörten ihr an, 
ja selbst das Grab des Erlösers lag in ihrem Gebiete. Niemand 
würde gewagt haben, ihr ofEen die Stirn zu bieten, niemand sie 
zum Kriege gereizt haben. 

Längst aber hat sich das geändert. Alle Kraft dieser einst 
mächtigen Keiche scheint erstorben, aller Glanz erloschen. Wenn 
einer der Verstorbenen ins Leben zurückkehrte, er würde sein 
Vaterland nicht mehr finden. Sind doch von jenen 117 Eeichen 
kaum 16 übrig geblieben, seit Mahomed sein Volk zum Unglauben 
Terführte. Haben ja doch in allerletzter Zeit die Türken Griechen- 
land erobert, Konstantinopel gestürmt! „0 aurea Provincia! 
terrarum decus Christianitas quomodo exte honor omnis abscessit?" 
Gottes Eatschlüsse und seine Wege sind unerforschlich, aber in 
allem Leiden, welches der Herr schickt, bleibt dem Christen der 
Trost, daß es ihn auf den Weg der Besserung und zum Heile führt, 
ihm dienlich ist zur Erkenntnis seiner Sünden. Sicherlich habe die 



^) Die Urkunde befindet sich im Anhang. Die Einteilung in Artikel 
stammt, ausgenommen Art. 1 — 4, vom Verfasser. Zur leichteren Orientierung 
sind innerhalb der Artikel Ziffern eingeführt. 

*) vgl. auch Art. 19 am Anfang. 
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Christenheit gefehlt, da der Herr sie so hart strafe. Den Unwillen 
des erzürnten Gottes durch wohlgefälh'ge Werke abzuwenden, sei 
also die Pflicht jedes Christenmenschen. 

Kann es aber etwas Gott Wohlgefälligeres geben als das Be- 
streben der Menschen, Frieden und Eintracht zu säen und pflegen, 
das Eeich Christi auf Erden gegen seine Feinde zu verteidigen 
und seine Grenzen zu schätzen? Alle christlichen Völker und 
Nationen, alle Könige und Fürsten müssen an solchem Werke teil- 
nehmen, mitarbeiten an der Wiederherstellung der Christenheit in 
ihrer einstigen Größe. Wer nicht gegen Christus sein will, muß 
für ihn streiten. Mag immerhin der Fall Konstantinopels zu be- 
klagen sein, glücklich müssen sich die schätzen, denen Gelegenheit 
gegeben wird, sich als Verteidiger und Beschützer der Christenheit 
zu zeigen. 

Da nun aber der einzelne vergeblich gegen einen so mächtigen 
Feind wie den Türken ankämpft, wird es erforderlich sein, daß 
alle christlichen Fürsten Europas sich zu einem ewigen Bunde ver- 
einigen, um mit gesammelten Kräften an der Vertreibung der Türken 
aus Europa zu arbeiten. 

Mit diesen Gründen und ähnlichen Worten entläßt Marini 
sein großes Projekt an die Höfe von Paris und Venedig. Ob sein 
und seines Königs Vertrauen, daß man diese Gründe allgemein für 
stichhaltig halten würde, sehr groß war, wissen wir nicht. Wenn 
sie aber glaubten, daß der gemeinsame Vorteil der große Einiger 
in diesem Werke sein würde, so bauten sie mit Recht auf diesen 
mächtigsten aller politischen Bundesgenossen. 

Die materiellen Befagnisse der Bundesgewalt. 

Das ideale Ziel des Bundes, das schon mehrfach genannt 
wurde, war die Beseitigung des Krieges innerhalb der Christenheit. 

Die Verfassung gibt die Wege an, auf denen dieses Ziel am 
besten erreicht wird. Zunächst versichern sich die Fürsten gegen- 
seitig ihre Liebe und Treue, versprechen sich in allen Gefahren 
zu unterstützen, nicht einander nach dem Leben zu trachten noch 
andere Personen dazu anstiften zu wollen (Art. 1 und 2), 
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Unbedingtes Verzichtleisten der Mitglieder auf den selb- 
ständigen Gebrauch der Waffen ist der oberste Grundsatz der 
Verbindung. Streitigkeiten unter Königen und Fürsten sollen 
künftighin nach Möglichkeit auf friedlichem Wege beigelegt werden. 
Hier sind 3 Fälle zu unterscheiden. Meinungsverschiedenheiten der 
Bundesmitglieder untereinander werden nur auf schiedsgerichtlichem 
Wege ausgeglichen. Der Gebrauch der Waffen ist innerhalb des 
Bundes vollkommen ausgeschlossen (Art. 1). Die Teilnehmer am 
Bunde verpflichten sich durch Art. 9 (Abs. 3), alle ihre künftig 
ausbrechenden Streitigkeiten vor dem gemeinsamen Bundesgericht 
auszutragen. 

Anders ist es, wenn von den beiden Parteien nur eine dem 
Bunde angehört. In diesem Falle entsendet der Bund auf ge- 
meinsame Kosten (Art. 4 Ziff. 2) seine „oratores" (Ziff. 3) an einen 
beiden Parteien gelegenen Ort (Ziff. 4), welche versuchen sollen^ 
den Streit zu schlichten. Gelingt den Kommissarien diese ihre 
Aufgabe nicht, so ergreift der Bund einmütig die Partei des Bundes- 
genossen, um ihn gegen den Angreifer zu schützen (Art. 4 Ziff. 6). 

Auf dieselbe Weise soll drittens in dem Falle verfahren, 
werden, daß zwei nicht zum Bunde gehörige Staaten einander be- 
kriegen wollen (Art. 5). Gesetzt, Schweden und Dänemark oder 
England und Schottland oder andere dem Bunde nicht angehörige 
christliche Staaten hätten Vorbereitungen zum Kriege getroffen,, 
so würde der Bund durch seine Kommissarien zunächst eine güt- 
liche Einigung versucht, im Falle des Mißlingens dieser denjenigen, 
der Staaten unterstützt haben, der bereit war, vom Krieg abzustehen 
und sich dem Schiedsspruch des Bundes zu unterwerfen (Art. S 
Ziff. 2). 

Auch mit kleineren Mitteln trachtet der Bund den Frieden zu 
sichern. Jedem Friedensstörer werden harte Strafen angedroht. 
Weder bei einem Bundesmitglied (Art. 6) noch bei einem von den 
Untertanen (Art. 7) soll er Schutz finden. Wer sich wissentlich 
seiner annimmt, soll der gleichen Strafe unterliegen wie der 
Friedensbrecher selbst (Art. 8). Das Maß der Strafe wird sich 
nach der Größe des Vergehens richten (Art. 6 Ziff. 1). 
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Hieraus ergibt sich von selbst für die Bondesmitglieder der 
Verzicht auf jedes selbständige Kriegfühnmgsrecht gegen aus- 
wärtige Staaten. Durch einen eigenmächtigen Angriff auf fremdes 
Staatsgebiet wurde der Angreifer zum Friedensstörer und setzte 
sich damit den angedrohten Strafen aus (Art. 6 und 7). 

Von nicht geringer Bedeutung für die Erhaltung des Friedens 
sind die Vorschriften aus Art. 3. Hier werden die Fürsten ver- 
pflichtet, Untertanen jedes Bundesmitgliedes, die sich des Baubs, 
der Plünderei, der Brandstiftung oder ähnlicher Übeltaten innerhalb 
des Bundesgebiets schuldig gemacht haben, zur Verantwortung zu 
ziehen. Gleichmäßig liegt diese Pflicht dem Landesherm und 
demjenigen ob, „in cujus territorio delinquentes comperti fuerint". 
Die Übeltäter sollen mit ihrem Vermögen für den angerichteten 
Schaden aufkommen und gebiQirend bestraft werden. Ist ein 
Landesherr in dieser seiner Pflicht säumig, so soll ihn dieselbe 
Strafe treffen wie den Übeltäter selbst, und demjenigen, der Unrecht 
und Schaden erlitten hat, soll die Klage vor einem (später zu be- 
sprechenden) Bundesgerichte zustehen (Art. 3 Ziff. 6). 

In der richtigen Erkenntnis, daß nicht nur Angriffe von außen 
und die Streitigkeiten der Dynastien Ursachen des Krieges sein 
können, daß vielmehr zur Aufrechterhaltung des Friedens nichts 
vnchtiger sei als ein friedliches, durch Gesetz geregeltes Neben- 
einanderleben der Untertanen, in dieser richtigen Erkenntnis hat 
der Verfasser des Entwurfs die Zwecke des Bundes nicht auf die 
gemeinsame Kriegführung gegen die Kampflustigen beschränkt 
wissen wollen, sondern es erschien ihm notwendig, dem gesamten 
Bundesgebiet eine einheitliche Bechtspfiege und Gesetzgebung zu 
geben. Von ihnen und den Organen, welche sie übten, kann erst 
später gesprochen werden. Es war ihrer an dieser Stelle jedoch 
zu gedenken, wo die Zwecke des Bundes aufgezählt werden sollten. 

Sie lassen sich ihrer Art nach in drei Klassen einteilen: 
1. Herstellung friedlicher Beziehungen unter den Mitgliedern der 
Staatenverbindung, 2. Rechtsprechung und Gesetzgebung, 3. der 
Krieg gegen die Friedensstörer, insbesondere gegen die Türken. 
Die Maßregeln zur Verwirklichung der beiden erstgenannten Ziele 
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lassen sich ihrerseits wieder als solche, welche die innere Sicher- 
heit des Ganzen betreffen, zusammenfassen. Ihnen stehen diejenigen 
des dritten Zweckes als die Befugnisse zur Erhaltung der äußeren 
Sicherheit gegenüber. 

Es teilen sich also die dem Bunde zugedachten materiellen 
Befugnisse in diese beiden Hauptklassen. 

Wir handeln zuerst von den materiellen Bundesbefugnissen 
zur Erhaltung der äußeren Sicherheit. 

Bereits oben Gesagtes ist der Übersichtlichkeit halber nur zu 
wiederholen. 

Das Recht der Kriegserklärung und der Kriegführung ist von 
den Einzelstaaten auf die Gesamtheit übergegangen. Dies ist oben 
nachgewiesen worden. Das Recht der Kriegserklärung steht der 
Gesamtheit zu, sei es, daß der Angreifer ein auswärtiger Staat ist, 
sei es, daß ein Bundesmitglied den Frieden bricht (Art. 4 und 5). 

Hiermit ist jedoch nicht gesagt, daß dem Verbände in seinem 
Zentralorgan die Militärhoheit zustand, welche das gesamte Heer- 
wesen als eine Einrichtung des Bundes hätte erscheinen lassen 
und ihm Gesetzgebung und Justiz auf diesem Gebiet eingeräumt 
hätte. Dafür finden sich in der Verfassung durchaus keine Belege. 

Das Quellenmaterial enthält nur eine einzige Bestimmung 
über das Vertragsrecht. Art. 10 behält der congregatio^) das alleinige 
Recht vor, neue Mitglieder aufzunehmen. Durch Bündnis mit einem 
Mitgliedstaat konnte also nicht die Mitgliedschaft am Bunde selbst 
erworben werden. Ein Verhältnis, wie es sich z. B. in der alten 
eidgenössischen Schweiz des 14. Jahrhunderts ergab, daß eine Stadt 
(Solothum) lediglich um ihres Bündnisses mit einem neuen Mitgliede 
des Bundes (Bern) in die Eidgenossenschaft eingeschleppt wurde 
und lange, ehe sie förmlich aufgenommen wurde, an den Kriegs- 
zügen der vereinigten Kantone ebenso selbstverständlich teilnahm 



*) Dies ist die häufigste Bezeichnung des Bundes in der Urkunde; vgl. 
Art. 4 Ziff. 7, Art. 5 Ziff. 2, Art. 9 Ziff. 3 und 4, Art. 9 Ahs. 3 Ziff. 3, Art. 10 
Ziff. 1 und viele andere. Der Bund wird außerdem als unio (Art. 3 Ziff. 1, 
Art. 8 Ziff. 1, Art. 10 Ziff. 2, Art. 17 Ziff. 1) und als foedus (Art. 4 Ziff. 1, Art. 5 
Ziff. 1, Art. 9 Abs. 3 Ziff. 1, Art. 17 Ziff. 5) bezeichnet. 
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wie an einzelnen Verfassungsbriefen wichtigster Art, wie z. B. dem 
Sempacherbrief, ein solches Verhältnis war durch den Art. 10 der 
Verfassung unmöglich gemacht.^) Mitglied des böhmischen Bundes 
kann nur derjenige werden, welcher ausdrücklich beitritt, mit dem 
Gelöbnis, alle Bundespflichten getreulich zu erfüllen. Mehr ist aus 
der Urkunde bezüglich des Vertragsrechtes nicht zu entnehmen. 
Ob die Konstituierung des Verbandes den Gliedstaaten das Recht 
entziehen soUte, selbständige Beziehungen zu auswärtigen Staaten 
zu unterhalten, läßt sich nicht sagen. Sicher ist dagegen, daß es 
künftighin nicht mehr die Sache einzelner sein konnte, den Schieds- 
richter in Streitigkeiten der Fürsten zu machen, denn dieses Recht 
legte sich ja der Bund selbst zu (Art. 5). 

Von ständigen Gesandtschaften ist in der Urkunde nicht die 
Rede, diese begannen sich erst eben an den Höfen einzubürgern.*) 

Den Zwecken, die sich der projektierte Bund auf dem Ge- 
biete innerstaatlichen Lebens gestellt hatte, sollte in erster Linie 
ein gemeinsamer Gerichtshof dienen. Die Urkunde nennt ihn 
Parlamentum (Art. 3 Ziff. 7, Art. 4 Ziff. 5, Art. 16 Ziff. 3), Consistorium 
(ebenda und Art. 9 Ziff. 2), endlich auch Judicium (Art. 9 Abs. 2 
Ziff. 1, Abs. 3 Ziff. 2, Art. 16 Ziff. 4). Wenn von der Bundes- 
organisation gesprochen wird, kann dieses Gerichtshofes im einzelnen 
erst gedacht werden, hier handelt es sich zunächst darum, seine 
Befugnisse darzustellen, die materielle Befugnisse der Kongre- 
gation sind. 

In der Verfassung sind nur die Grundzüge sowohl des Ge- 
schäftskreises wie des gerichtlichen Verfahrens angegeben. Der 
Kongregation wird es vorbehalten sein, den Gerichtshof im 
einzelnen auszugestalten (Art. 9 Ziff. 5). Das Konsistorium spricht 
im Namen der Verbindung an dem Orte, wo die später zu be- 



^) Ein ähnliches Verhältnis wie zwischen Bern und Solothum bestand 
zwischen Bern und Freiburg. Nach der Aufnahme Berns in die Eidgenossen- 
schaft beredeten die beiden Städte, daß ihr altes Bündnis nicht nur nicht auf- 
hören, sondern der eidgenössischen Verbindung „luter vorgan" solle. 

") Ludwig XI., einer der Teilnehmer am Bunde, wird gewöhnUch unter 
den Fürsten genannt, welche die ersten ständigen Gesandten hielten. 
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sprechende Bundesversammlung tagt, Recht (Art 9 Ziff. 3 und 4). 
In erster Linie wahrt dieses Gericht den Charakter eines Schieds- 
gerichts, da in Art. 9 Abs. 3 den Bundesmitgliedem die Pflicht 
auferlegt wird, ihre künftig ausbrechenden gegenseitigen Streitig- 
keiten vor dem Parlament auszutragen. An diese, wie überhaupt 
an die Frage der Rechtsprechung, knüpft sich jedoch eine Streit- 
frage, die erst weiter unten aufgeworfen werden wird (vgl. den 
Abschnitt: Die Funktionen der Bundesregierung). 

Endlich ist der Gesetzgebungsbefugnis des Bundes zu gedenken. 
Aus Art. 9 Abs. 1 erhellt unzweifelhaft die Absicht des Urhebers, 
dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse zu verleihen. Offenbar ist 
die Einheit der Gesetzgebung unter möglichster Berücksichtigung 
provinzieller Verschiedenheiten dem französischen Abenteurer als 
eines der wirksamsten Mittel, lose Bündnisse zu festigen, erschienen. 
Aber er hat sich wohl aus diplomatischen Rücksichten noch nicht 
recht an die Ausführung gewagt. Gründlich aufzuräumen mit allen 
hergebrachten Einrichtungen scheint sein Herzenswunsch gewesen 
zu sein. Die Tradition ist ihm nicht heilig. Mit einem revo- 
lutionären Appell an die menschliche Vernunft „nova jura ex 
gremio naturae producere" (Art. 9 ZifE. 1) beschließt er einen Ab- 
schnitt, in welchem man umsonst nach nüchterner Darstellung 
sachdienlicher Pläne sucht. 

Es ist wohl keine zu gewagte Hypothese, welche uns an- 
nehmen läßt, daß die Gesetzgebung von der Bundesversammlung 
ausgeübt werden sollte. Klar ist der Wortlaut in dieser Hinsicht 
leider nicht (Art. 9 Abs. 1). Man könnte leicht auf den Gedanken 
kommen, daß das nova jura producere Sache des Parlaments oder 
Konsistoriums ist, auf welches doch der ganze Art. 9 schließlich 
gemünzt ist. Aber die Wahrscheinlichkeit ist für die erstere An- 
nahme. Wo hat es in dergleichen Staatenverbindungen einen 
gesetzgebenden Gerichtshof gegeben? Sollten die verbündeten 
Fürsten das wichtigste aller staatlichen Rechte an ein selbständiges, 
ihrem Einfluß entzogenes Organ abgetreten haben? 

Auffallend bleibt es immerhin, daß der Gesetzgebung nur an 
dieser einzigen Stelle besonders gedacht ist, wo sie den Schein 
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des Nebensächlichen bekommt. War es so selbstverständlich, daß 
die Kongregation eine einheitliche Gesetzgebung ausübte? Oder 
wagte man es nicht, den künftigen Bundesgenossen mit klippen, 
klaren Worten vorzuschlagen, auf ihr Gesetzgebungsrecht in 
gi^ößerem Umfang zu verzichten? Fürchtete man, sich bei dem 
Vorchristlichsten König und dem Dogen lächerlich zu machen? 
Vielleicht bleibt die Lösung übrig, daß man den uns erhaltenen 
Entwurf nur als ein Provisorium betrachtete, denn diesen Anschein 
erweckt es in mancherlei Beziehung. Man wollte vielleicht mit 
diesem Entwurf die Frage zunächst nur anregen, Stimmung machen. 
Welcher Diplomat würde in Marinis Lage gleich mit den stärksten 
Zumutungen gekommen sein! Zumal wo er es mit den Venezianern, 
diesen geborenen Diplomaten, zu tun hatte! So mochte es aller- 
dings genügen, mit einigen kurzen Worten der Gesetzgebung zu 
gedenken; das übrige würden die Gesandten schon näher regeln. 

Die Geldmittel zu den mancherlei projektierten Unternehmungen 
des Bundes sollten durch Beiträge der Mitglieder aufgebracht werden. 
Von größtem Interesse ist der 11. Artikel, wo die erforderlichen 
Geldmittel festgesetzt werden: alle Zehnten, welche an Kirchen, 
geistliche und religiöse Personen im Bundesgebiet bezahlt werden, 
außerdem das dreitägige Einkommen der Fürsten und ihrer Unter- 
tanen. — Diese Gelder sind ohne den geringsten Verzug an die 
Bundeskasse zu zahlen. Der Syndicus oder Procurator Fiscalis ist 
verpflichtet, gegen den Säumigen Klage zu erheben und das Geld 
„cum damna et Interesse" zu fordern (Art. 16 Ziff. 2). Als letztes 
Mittel gegen den Widerstrebenden bleibt endlich die Waffengewalt 
(Art. 16 Ziff. 5). — Um sicher zu sein, daß die Geistlichkeit auch 
willig die an sie gezahlten Zehnten herausgebe und auf sie ver- 
zichte, legt man in Art. 19 dem Papst nahe, er solle mit seinen 
geistlichen Machtmitteln die Widerwilligen bedrohen (Art. 19 Ziff. 1). 

Ein Vergleich der materiellen Befugnisse der Bundesgewalt 
dieser projektierten Staatenverbindung mit denen der schweizerischen 
Kantone des 14. und 15. Jahrhunderts beweist, daß der Bund aus 
dem luftigen Reiche der Gedanken ein festeres Zusammenschließen 
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der Tefle zum Ganzen beabsichtigte, als es die alte Eidgenossen- 
schaft in jenen Tagen erreicht hatte. 

Am erheblichsten ist hier der Umstand, daß in der Schweiz^ 
die Souveränität der Stände in bezug auf die Kriegführung unbe- 
schränkt war. Allerdings bestand die einschränkende Bestimmung*^ 
daß die Stände der einzelnen Kantone, wenn sie Krieg erklären^ 
wollten, auf Eid bei sich selbst erkennen mußten, ob eine redliche 
Ursache vorhanden sei, für die man die Bundesgenossen in Gefahr 
verwickeln dürfe (vgl. hierüber Hütyf Die Bundesverfassungen 
der Schweizer Eidgenossenschaft Kap. 4 S. 75 1). Nur der Bemer 
Bund enthielt bereits die Vorschrift, daß vor Erklärung des Kriegen 
alle Bundesgenossen zusammentreten sollten. Im allgemeinen be- 
stand aber in der alten Schweiz kein Kriegführungs- und Kriegs- 
erklärungsrecht der Gesamtheit, sondern lediglich für die einzelnen 
Kantone eine Verpflichtung zur kriegerischen Hilfeleistung. Von 
gemeinschaftlichen Finanzen ist unter den Kantonen der alten Zeit 
nicht die Rede gewesen. Auch von einer gemeinsamen Privat- 
Gesetzgebung finden sich noch keine Spuren, wohl aber die Anfänge 
gemeinschaftlicher Rechtspflege in dem Pfaffenbrief von 1370. 
In diesem ist ungefähr schon das festgestellt, was die Art. 58 und 
59 der gegenwärtigen Verfassung enthalten.^) 

Wie in dem projektierten christlichen Friedensbunde, bestand 
auch in der Schweiz des 15. Jahrhunderts eine Schiedsgerichtsbarkeit 
zur Beilegung der Streitigkeiten unter den Kantonen (vgl. Wester- 
kamp, Staatenbund und Bundesstaat S. 33 Nr. 7). 

Die drei Hauptgrundsätze des Schweizerbundes waren: 

1. Verpflichtung zu gegenseitiger Hilfeleistung im Falle des Krieges; 

2. Verzicht auf das Selbsthilferecht der selbständigen Staaten in 
gegenseitigen Streitigkeiten; 3. Unauflöslichkeit des Bundes. Die 



') Art. 58: „Niemand darf seinem verfassungsmäßigen Richter entzogen 
und es dürfen daher keine Ausnahmegerichte eingeführt werden. Die geistliche 
Gerichtsbarkeit ist abgeschafft.*' Art. 59: „Der aufrechtstehende Schuldner, 
welcher in der Schweiz seinen festen Wohnsitz hat, muß für persönliche An- 
sprachen vor dem Richter seines Wohnortes gesucht, und es darf daher für 
Forderungen auf das Vermögen eines solchen außer dem Kanton, in welchem 
er wohnt, kein Arrest gelegt werden." 



- 21 — 

beiden letzten Grundsätze hat die Schweiz mit der Priedensliga 
gemeinsam (Art. 1 — 8 und Einleitung Ziff. 1 : „perpetuis temporibus 
duraturam"). Anders verhält es sich mit dem ersten. Nicht Hilfe- 
leistung, sondern gemeinsames Handeln versprechen sich die Friedens- 
bündler. Hierin liegt ein grundsätzlicher großer Unterschied, der 
sich dann in mannigfaltigen Einzelheiten zeigt. (Über diese vgl. 
Westerkamp a. a. 0. S. 28 ff. und Süty a. a. 0. Kap. 4.) 

Die gemeinsame Gefahr ist das wirksamste Bindemittel der 
Staaten. Auch die Eepublik der Vereinigten Niederlande verdankt 
ihre Entstehung einer solchen — dem Kriege mit Spanien. Die 
Vereinigten Niederlande sind das erste voDkommenere Bündnis 
mehrerer Staatswesen mit einheitlichem Grundgesetz (Utrechter 
Union). Der Zusammenschluß der einzelnen zur Gesamtmacht ist 
in der Eepublik in weit größerem Maßstabe durchgeführt als unter 
den Schweizer Kantonen zur Zeit des Stanser Vorkommnisses (1481). 
(Vgl. über Einzelheiten Westerlcamp a. a. 0. S. 119 ff., 214 ff., 302 ff., 
391 ff., und derselbe, das Bundesrecht der Vereinigten Niederlande.) 
Unseren Vergleichszwecken genügt es, einige wichtige Punkte 
hervorzuheben. Die Aufgabe der Eepublik war die Erkämpf ung 
der Unabhängigkeit von Spanien. Die auswärtigen Angelegenheiten 
und die Finanzen waren einheitliche. Heer und Flotte standen 
im Dienst der Eepublik. Die Bundesregierung hatte ausgedehnte 
materielle Befugnisse auf dem Gebiete der Gesetzgebung, der Ver- 
waltung und Eechtspflege. Die Münze wurde schon 1586 einheitlich 
geregelt. Streitigkeiten der Bundesmitglieder untereinander wurden 
durch Schiedssprüche beigelegt. 

Das ersonnene böhmische Projekt überbietet die Eepublik in 
zwei wesentlichen Punkten. Einmal gingen die Absichten des 
Böhmenkönigs viel weiter, da er es doch zur Bundespflicht machen 
wollte, auch in Kriegen nicht zum Bunde gehörender Fürsten den 
Frieden zu vermitteln oder gar durch Waffengewalt herzustellen. 
Außerdem entbehrte die Eepublik einer so ausgedehnten Eechts- 
pflege, wie sie das Konsistorium oder Parlament zu üben bestimmt 
war. In dem Parlament haben wir ja überhaupt wohl die aller- 
wichtigste Einrichtung des ganzen Bundes zu erblicken. Zur 
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gemeinsamen Eriegftthnmg haben sich ja allzeit die Völker leicht 
zusammengeschlossen, hier aber finden wir den Willen, einer 
Staatenverbindung einen ganz besonderen Zusammenhalt, man 
möchte sagen ein eisernes Bückgrat zu geben. 

Indessen ist es keine Frage, daß die Republik der Vereinigten 
Niederlande in jeder Beziehung eine vollkommenere Ausgestaltung 
erfahren hat, wie sie eben nur eine historisch gewordene und noch 
werdende Staatenverbindung aufweisen kann, wo rein praktische 
Aufgaben die Verfassungen diktieren. Es muß ja nie vergessen 
werden, daß der glänzende Schein, mit dem der Böhmenkönig 
seine Bestrebungen verklärte, ein trügerischer war, und daß es 
sehr zweifelhaft ist, ob man wirklich Ernst gemacht haben würde, 
Frieden zu stiften, wenn es in den schottischen Bergen streitsüchtigen 
Grenznachbarn gefiel, den Frieden der Christenheit zu stören! 

Wenn wir auch Marinis Ideen anstaunen, die übrigens, soweit 
es sich um das Ziel — die Einheit der Christenheit — handelt, viel- 
geliebte und vielbesprochene Ideen des ganzen Mittelalters waren, 
so müssen wir mit einer viel ehrfürchtigeren Bewunderung vor 
dem geordneten Staatshause stehen, das sich der kräftige Wille 
und die edle Freiheitsliebe eines kleinen Seevolkes zimmerte, 
welches die Augen einzig und allein auf die nationale Unabhängigkeit 
richtete. Das gemeinsame Indigenat ist eine Bestimmung der 
Utrechter Union, gegen die der böhmische Bund vielleicht keine 
gleichwertige zu setzen hat. Die Militärhoheit und die finanzielle 
Selbständigkeit erheben die Eepublik weit über das böhmische 
Projekt. Diesem fehlten die Arme, mit denen der Körper handeln 
konnte. Im Falle der Not würde er sich als derselbe wehrlose 
Krüppel erwiesen haben wie jenes vielleicht historisch notwendige 
aber unglückliche Erzeugnis Mettemichscher Staatskunst im eben 
vergangenen Jahrhundert. An anderer Stelle wird hiervon noch 
mehr gehandelt werden. 

Die Organisation des Bundes. 

Als oberstes und unmittelbares Organ des Vereins sieht die 
Verfassung in Art. 15 eine Versammlung von Vertretern der teil- 
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nehmenden Fürsten vor. Diese nennt sich Collegium (Art. 15 
Ziff. 1 u. 2, 7 a), corpus (Art. 16 Ziff. 1), universitas (ebenda) und 
einmal auch congregatio (Art. 18 Ziff. 1), obgleich doch sonst der 
ganze Bund als congregatio bezeichnet wird. Die mit General- 
vollmacht (amplissimo mandato) versehenen Vertreter der Fürsten 
(oratores) sollten am Sonntag Eeminiscere des Jahres 1464 in Basel 
zusammentreten. Die Räte sind vollkommen gebunden an den 
Auftrag der sie kommittierenden Fürsten, haben also nur deren 
Ansichten und Willen kundzutun. In dieser Hinsicht gleicht das 
Collegium dem Reichstag des alten Deutschen Reichs, den General- 
staaten der Republik der Vereinigten Niederlande, dem Kongreß 
der föderierten Staaten Nordamerikas, der Tagsatzung der alten 
Eidgenossenschaft und der Schweiz unter der Mediationsakte und 
der Verfassung von 1815, endlich auch der Bundesversammlung 
des Deutschen Bundes. Alle diese „Gesandtenkongresse" waren 
abhängig von den Regierungen der Einzelstaaten, welche ihre 
eigenen Willensentschlüsse durch Vertreter kundgaben (vgl. Wester- 
Jcamp, Staatenbund und Bundesstaat S. 214 — 223). Das Collegium 
sollte alle 5 Jahre seinen Sitz wechseln. Nach fünfjährigem 
Aufenthalt in Basel sollte es nach einer französischen, wiederum 
nach 5 Jahren nach einer italienischen Stadt verlegt werden, 
um so den Rundgang durch alle teilnehmenden Nationen zu 
machen, und nicht dauernd unter den Einfluß einer von ihnen 
zu geraten. Innerhalb des Collegiums bestand ein proprium et 
speciale consilium (Art. 15 Ziff. 5), über dessen Tätigkeit wir jedoch 
keinen Aufschluß erhalten. 

Die Beschlußfassung über die bei dem Kollegium zur Be- 
ratung stehenden Angelegenheiten erforderte teils Einstimmigkeit, 
teils nur die Majorität. Leider wissen wir nicht, welche An- 
gelegenheiten Einstimmigkeit erforderten. Wo überhaupt der Ab- 
stimmung gedacht wird, geschieht es immer mit Worten, die keine 
endgültige Entscheidung bedeuten: congregatio vel majors pars 
(vgl. Art. 4 Ziff. 7 u. 8, Art. 9 Ziff. 6 u. 7, Art. 12 Ziff. 1, Art. 14 
Ziff. 1, Art. 15 Ziff. 3 u. 4, Art. 15 Ziff. 8, Art. 16 Ziff. 1, Art. 21 
Ziff. 1.). Art. 17 regelt die Stimmenverteilung in dem Kollegium. 
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Der König von Frankreich führt mit allen gallischen Fürsten zu- 
sammen eine Stimme; ebenso die Fürsten Deutschlands eine und 
die Italiens auch eine Stimme. Wenn noch andere Nationen bei- 
treten (es ist zunächst an die spanische gedacht), so soll auch sie 
eine Stimme haben. 

Diese Abstimmung nach Nationen ist offenbar eine Nach- 
bildung der Einrichtungen des Konstanzer Konzils (1414 — 1418), 
wo von den fünf Nationen und dem Kardinalskollegium abgestimmt 
wurde (vgl. Friedberg, Barchenrecht § 75 in und Stuhr, Die Organi- 
sation und die Geschäftsordnung des Pisaner und Konstanzer 
Konzils Kap. 9 S. 52 ff.). Vielleicht sollte die Stimme der Nation 
von einer bestimmten Person abgegeben werden ebenfaUs in An- 
lehnung an die Geschäftsordnung des Konstanzer Konzils (Nations- 
präsidenten und -deputierte; vgl. Siebeking, Die Organisation und 
Geschäftsordnung des Konstanzer Konzils S. 33). Innerhalb der 
Nationen gibt der Wille der Majorität den Ausschlag; ebenso auf 
dem Konstanzer Konzil (vgl. Stuhr a, a. 0.). Ergibt sich bei der 
Abstimmung innerhalb der Nation Stimmengleichheit, so greift 
folgende Vorschrift Platz: „praevaleant illi oratores, qui compara- 
tione facta ad alios, per repraesentationem Dominorum suomm, 
majorum meriti et dignitatis fuerint." Ansehn und Verdienst sollen 
also dort, wo die Zahlenentscheidung unzureichend ist, den Aus- 
schlag geben. Auch hierin spürt man Anklänge an das Kon- 
stanzer Konzil, dessen Einrichtungen Marini vielleicht vom Hören- 
sagen gekannt hat. Es kann hier nur darauf hingewiesen werden, 
daß in den Generalausschüssen der Nationen auf jenem Konzil 
ebenfalls die Angesehensten nach Eang und Gelehrsamkeit Sitz 
hatten, und daß diese Generalausschüsse nicht nur nicht die 
Meinung ihrer Landsleute beherrschten, sondern oftmals Vorlagen 
von ihnen allein erledigt wurden, ohne daß die übrigen daran teil- 
:genommen hätten (Stuhr a. a. 0. S. 68). 

Eine selbständige Erfindung Marinis scheint der Ausweg aus 
der Schwierigkeit zu sein, was denn geschehen soUe, wenn sich 
weder nach Zahl noch Ansehn eine Mehrheit bilden läßt. In 
•diesem Fall verliert die Nation ihre Stimme und die anderen 
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-Nationen entscheiden darüber. Im Art. 18 ist, um jeden Zweifel 
zu heben, noch besonders darauf hingewiesen, daß jeder Fürst un- 
abhängig von der Zahl der entsandten Eäte nur eine Stimme in 
'der Versammlung der Nation führen soll. 

Es sind einige kleinere Bestimmungen zu erwähnen: Der 
Bundesrat (Kollegium) soll ein eigenes Wappen und eigenes Siegel 
fähren (Art. 15 Ziff. 9 u. 10). Ihm sind eine archa communis und 
ein archivum publicum zugedacht. Diese beiden Ausdrücke sind 
als ,,gemeinsame Lade" und „öffentliche Kasse" übersetzt worden 
(vgl. Markgraf a. a. 0. S. 283). Endlich heißt es, das Kollegium 
solle einen Syndikus, Fiskal und Beamte haben und alle Eechte, 
die einem wirklichen Kollegium zukommen (Art. 15 Ziff. 13 — 16). 

Wie das Konstanzer Konzil, so soll auch der Bundesrat und 
damit der ganze Bund einen Präsidenten besitzen (Art. 15 Ziff. 6). 
Über die Tätigkeit und die Machtbefugnisse dieses Präsidenten 
Jäßt sich nichts Näheres ermitteln. Vielleicht dürfen wir annehmen, 
daß dem König von Frankreich die Würde des Präsidenten zu- 
gedacht war, da er bei der Aufzählung der einzelnen Nationen an 
erster Stelle genannt ist. 

Zu den genannten Bundesorganen — Kollegium und praesi- 
^ens pater — gesellt sich als Drittes das Konsistorium oder Parla- 
ment, der gemeinsame Gerichtshof, von dem Art. 9 handelt. Der 
Existenzgrund dieses Organes beruht in der Verfassung selbst, es 
ist also selbständiges Organ. Über seine innere Ausgestaltung, 
-Zahl und Art der Gerichtspersonen, sowie über die Geschäfts- 
ordnung des Gerichts wird die Kongregation erst nach Kon- 
stituierung des Bundes entscheiden (Art. 9 Ziff. 5). In gewissem 
Widerspruch hierzu steht allerdings Abs. 2 desselben Art. 9, wo 
von einem Iudex und Assessoren die Rede ist. Von Interesse ist 
der hier geäußerte Wunsch, die Eichter möchten doch möglichst 
rasch und in aller Einfachheit Eecht sprechen (Art. 9 Abs. 2). 

Von Wichtigkeit ist es, endlich zu erwähnen, daß der Gerichts- 
hof an demselben Ort wie das Kollegium seinen Sitz haben soll 
<Art. 9 Ziff. 4). 

Vergleichen wir die Organisation des böhmischen Bundes mit 
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derjenigen der alten eidgenössischen Schweiz und derjenigen der 
Republik der Vereinigten Niederlande^ so stellen wir fest^ daß sie 
von der letzteren übertroflen wird, während sie erstere übertrifft. 

Die Organisation der alten Eidgenossenschaft erschöpft sich 
in der Tagsatzung, einem regelrechten Gesandtenkongreß, der, wie 
schon erwähnt, im wesentlichen dem Kollegium gleicht. Einen ge- 
meinsamen höchsten Gerichtshof kannte jene Schweiz nicht; eben- 
sowenig hatte sie einen Präsidenten. 

Die Republik der Vereinigten Niederlande wurde regiert von 
den Generalstaaten, dem Staatsrat, den Statthaltern und den 
Generalitätskollegien. Von diesen Organen iSndet sich in dem 
Friedensbunde nur eins von gleicher Gestaltung. Die General- 
staaten sind nichts anderes als die Bundesversammlung, nichts 
anderes als die Tagsatzung der alten Schweiz. Sie setzten sich 
aus Vertretern der Stände der einzelnen Provinzen zusammen, die 
an die Instruktionen ihrer Auftraggeber gebunden waren. Es ist 
jedoch zu bemerken, daß die Generalstaaten nicht wie die Bundes- 
versammlung (Kollegium) von Anbeginn das erste, wichtigste Organ 
waren, sondern es erst allmählich unter Verdrängung des Staats- 
rats zur ersten Stelle gebracht haben. Wie die Nationen im 
böhmischen Bunde gleiches Stimmrecht besaßen, so auch die 
Provinzen in den Niederlanden. Die mehreren Vertreter einer 
Provinz führten wie die mehreren oratores auf dem Kollegium nur 
eine Stimme in der Versammlung. 

Es lassen sich also hier schon bestimmte Vererbungen der 
Einrichtungen nachweisen. Allerdings ist es kaum der böhmische 
Bund, welcher das Vorbild für jene späteren Einrichtungen ab- 
gegeben hat, sondern die Beformkonzilien, die seit Pisa allmählich 
eine Geschäftsordnung ausgebildet hatten. Von dem böhmischen 

Bunde ist ja der Mitwelt nur unbestimmte Kunde geworden und 
tote Aktenstücke in verstaubten Archiven galten einer mit dem 
Leben eingehenden, tätigen Völkerschaft nichts. Die Niederländer 
schufen sich eine Bundesregierung nach den Vorbildern der auf 
dem heimatlichen Boden gewachsenen Organe, nicht aber nach den 
Hirngespinsten eines genialen Abenteurers. 
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Die Funktionen der Bundesregierung. 

Die Unterscheidung einer gesetzgebenden, verwaltenden und 
richterlichen Tätigkeit ist dem Entwurf Marinis ebenso fremd wie 
der zeitgenössischen Schweiz und der Eepublik der Vereinigten 
Niederlande. Der Gedanke, die drei grundlegenden Gewalten des 
Staates an verschiedene, voneinander unabhängige Organe zu ver- 
teilen, konnte in Marinis Kopf gar nicht entstehen. 

Das Kollegium war das zur Gesetzgebung berufene Organ. 
Es ist nicht leicht, mit Sicherheit den Umfang der Gesetzgebungs- 
befugnis zu bestimmen. Am Anfang des Art. 9 ist die Eede da- 
von, den ordo judiciorum^) durch Bundesgesetze neuzugestalten, da 
dieses Gesetz in den bewegten Zeitläuften so mannigfaltigen Ver- 
änderungen ausgesetzt gewesen, so daß niemand es mehr in seiner 
ursprünglichen Gestalt zu erkennen vermöge. Die neuen Eechts- 
sätze wird man nach den Worten des Entwurfs in dem „Schöße 
der Natur" finden (Art. 9 Ziff. 1). Für neue Mißbräuche sollen neue 
Heilmittel gefunden, die Übeltäter und Lasterhaften sollen mit 
Strafe bedroht und — was besonders auffallend ist — den Tugend- 
haften sollen Belohnungen ausgesetzt werden. 

Nach Art. 12 beschließt das Kollegium, wann und wo Krieg 
geführt werden soll (vgl. auch Art. 4 Ziff. 6 — 8), mit welchen Land- 
und Seestreitkräften und unter welchen Führern. Das Kollegium 
regelt die Verproviantierung des Heeres (Art. 13 Ziff. 1). Es führt 
durch Gesetz eine einheitliche Münze in der kriegführenden Armee 
ein (Art. 13 Ziff. 2). Über das den Feinden abgenommene Land 
wird ebenfalls durch ein gemeinsames Gesetz verfügt (Art. 13 Ziff. 3)- 
Das bei der zwangsweisen Beitreibung der Bundesbeiträge zu be- 
obachtende Verfahren soll ebenfalls vom Kollegium festgesetzt und 
ausgearbeitet werden (Art. 14). Das Kollegium setzt femer die 
Zahlungstermine für die Mitgliederbeiträge fest (Art. 16). Daß die 
Ausgestaltung des Konsistoriums seine Sache ist, wurde bereits er- 
erwähnt. Nach Art. 15 (Ziff. 3 u. 4) können durch Gesetz der 



^) Ordo judiciorum ist am besten mit „Gerichtsverfassung** zu übersetzen, 
obwohl sich die Begriffe nicht ganz decken. 

Sohwitzky. 3 
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Kongregation die Bestimmungen über den Sitz des Kollegiums ge* 
ändert oder aufgehoben werden. Über die Pflege der streitigen 
und freiwilligen Gerichtsbarkeit hatte der Bund auch Gesetze zu 
erlassen (Art. 15 Ziff. 7 u. 8). Endlich ist hier der Verfassungs- 
gesetzgebung zu gedenken. In Art. 21 ist sie der Bundes- 
versammlung überwiesen. Leider wissen wir nicht, ob die Änderung 
der Verfassung Einstimmigkeit erforderte oder bereits durch Mehr- 
heitsbeschluß erfolgen konnte (vgl. Art. 21 Ziff. 1). 

Von einer Verwaltungstätigkeit des Bundes läßt sich nicht 
viel sagen. Sicher ist nur, daß die von den Mitgliedern ein- 
gezogenen Gelder vom Verband verwaltet wurden. Nicht anders 
ist es mit den eigenen Behörden von denen Art. 15 spricht. Von 
einem Eingriff in die Verwaltungstätigkeit der Gliedstaaten findet 
sich in dem Entwürfe nichts. 

Das größte Interesse beansprucht in diesem Bunde die 
Eechtsprechung. Das genannte Bundesgericht (Parlament oder 
Konsistorium) ist eine Erscheinung die gleichzeitigen Bänden 
durchaus fremd ist. 

Nach Art. 9 ist man geneigt, die Rechtsprechung in dem 
Bunde für das Parlament allein in Anspruch zu nehmen. Zum 
mindesten lassen die Worte: „a quo velut a fönte justiciae rivuli 
undique deriventur^' auf eine ausgedehnte Rechtsprechung schließen. 
Wem vor dem Bundesgericht Recht gesprochen werden soll, läßt 
sich auffallenderweise nicht erkennen. Sicher ist nur, daß alle 
fürstlichen Mitglieder des Bundes vor diesem Gerichtshof ihre 
Streitigkeiten austragen sollen (Art. 9 Abs. 3). Aus den Anfangs- 
worten „placet praeterea" dieses Abs. 3 des Art. 9 wird man jedoch 
schließen müssen, daß das Parlament nicht nur Gerichtshof für 
Fürsten war. 

Was soll man nach diesem aber zu folgendem sagen: habeat 
etiam dictum Collegium, in nos omnes et nostros sub ditos eosque 
qui undem prorogaverunt Jurisdictionem voluntariam et conten- 
tiosam ? 

Kollegium ist nach dem feststehenden Sprachgebrauch der Ur- 
kunde nur die Bundesversammlung. Es kann mit Kollegium hier 
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unmöglich das Gericht gemeint sein. Auch um einen Irrtnm kann 
es sich nicht handeln, das ergibt die ganze Stelle (Art. 16). Wir 
sind demnach lediglich darauf angewiesen, diese Tatsache als solche 
zu verzeichnen. Dem Bundesrat steht die streitige und freiwillige 
Gerichtsbarkeit zu über alle Mitglieder des Bundes, ihre Unter- 
tanen und alle, die es anrufen. Was bleibt dem Bundesgericht? 
Wie verträgt sich Art. 9 Abs. 3 mit dieser Vorschrift; die Fürsten 
sollen ihre Streitigkeiten vor dem Parlament schlichten und der 
Jurisdiktion des Kollegiums unterliegen? Vielleicht könnte man 
eine Erklärung versuchen; aber es würden immer Vermutungen 
bleiben. Mit Marinis Grabe hat sich allem Anschein nach die helle 
Einsicht in diese Geheimnisse geschlossen: „die Klage wecke die 
Toten nicht aufl" 

Die Stellung des Kaisers und des Papstes in dem Bunde. 

Ehe wir aus dem dargestellten staatsrechtlichen Material das 
Ergebnis ziehen, scheint es angebracht, noch der Frage zu ge- 
denken, welche Stellung denn Kaiser und Papst in dem Bunde 
einnehmen sollten. Die historische Forschung ist nach dem Studium 
eines reichhaltigen Quellenmaterials zu dem Ergebnis gelangt, daß 
Georgs Absichten keine geringeren waren als die Vernichtung des 
alten Kaisertums, die Auflösung des alten Beichsverbandes und die 
Beschränkung der päpstlichen Macht (vgl. die S. 6 zitierten Schrift- 
steller). Die Forschungen der Historiker nachzuprüfen lag nicht 
im Rahmen der Untersuchung. Wohl aber läßt sich jetzt die Frage 
aufwerfen: Gibt die juristische Betrachtung der Verfassung dem 
historischen Urteil recht? 

I. Der Kaiser. Die Würde des Kaisers ist in dem ganzen 
Verfassungsentwurf nicht erwähnt. Dieser spricht nur von den 
Eeges et Principes als den Teilnehmern des Bundes. Allerdings 
ist ja der römische Kaiser zugleich auch ein deutscher König und 
«r hätte sicher als solcher am Bunde teilnehmen können. Für 
einen Kaiser war jedoch in diesem Bunde kein Platz mehr. Anders 
ist das völlige Übergehen der kaiserlichen Person gar nicht zu ver- 
stehen. Vielleicht könnten dem überkritischen Beurteiler noch 

3* 
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einige Zweifel aufsteigen. Da nun aber die historische Forschung 
die beabsichtigte Elimination des Kaisers aus anderen Quellen be- 
wiesen hat, sollten wir da nicht geneigt sein aus diesem still- 
schweigenden tJbergehen eher die Richtigkeit als die Unrichtigkeit 
dieses Beweises anzunehmen? 

Daß es sich hier nicht nur um den Titel handelte, sondern daß 
sich der Angriff gegen die kaiserlichen Machtbefugnisse richtete ist 
nach Betrachtung des juristischen Materials der Urkunde klar. 
Der „Imperator semper Augustus" sollte einem Präsidenten ge- 
horchen, sich einer Bundesversammlung fügen? Was Friedrich DI. 
trotz aller Schlafmützigkeit zum Kaiser machte war doch gerade 
seine Überordnung über alle Könige und Fürsten Germaniens; er 
war doch der einzige wirkliche „Souverain". Wenn der Kaiser 
in den Bund als deutscher König eintrat, so ordnete er sich dem 
Willen anderer unter, ja zum Teil sogar dem Willen derer, denen 
Befehle zu erteilen einst seine Sache gewesen war. Mit seinem 
Eintritt in den Bund stellte er sich allen selbständigen Teilnehmern 
am Bunde gleich. — Der Wortlaut der Urkunde zeigt deutlich, 
daß nicht das Deutsche Eeich als Ganzes am Bunde teilnehmen 
sollte. Es ist so wenig vom Eeich wie vom Kaiser die Rede; man 
spricht von Nationen und Königen. 

n. Der Papst. Der Hauptpunkt auf Georgs politischem 
Programm war die Minderung des päpstlichen Machteinflusses. 
Der Art. 19 der Verfassungsurkunde läßt deutliche Einblicke in 
die Absichten und die Gesinnung des Böhmenkönigs tun. Die Art 
und Weise, wie man hier von dem Papst spricht, wie man dies 
und jenes von ihm hofft und wünscht, ist stark ironisch gefärbt. 
Man überläßt dem Papst die Befugnis unter der Geistlichkeit und 
den nicht zum Bunde gehörenden Fürsten Frieden zu stiften und 
die Friedensstörer mit geistlichen Strafen zu schrecken (Art. 19 
Ziff. 2). Man erteilt ihm in fast gönnerhaftem Tone den Auftrag^ 
die italienische Nation, zu deren Vertretern im Bunde er gar nicht 
gehört, zum Bau einer Flotte für den Kreuzzug anzutreiben (Art. 19 
Ziff. 3). Endlich verlangt man von ihm, den Klerus zur Zahlung 
des für die Bundeszwecke bestimmten Zehnten aufzufordern und 
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dieser Aufforderung durch seine geistlichen Machtmittel Wirksamkeit 
zu verleihen (Art. 19 Ziff. 1). 

Diese drei Punkte sind charakteristisch genug, um erkennen 
zu lassen, wohin Georgs Pläne mit dem Papst gingen, und sie be- 
stätigen die Auffassung und das Ergebnis der historischen Forschungen, 
welche wir oben^) wiedergegeben haben. 



^) In der liistorischen Einleitung S. 6. 



Dritter Teil. 



Stellung des christlichen FUrstenbundes Im System 

der Staatenverblndungen. 

Nachdem im Yoranstehenden Teile das juristische Material 
des geplanten Bundes gesichtet und erläutert worden, wenden wir 
uns in diesem zweiten Hauptstück der Aufgabe zu, dem untersuchten 
Projekt einen Platz in dem System der Staatenverbindungen unserer 
heutigen Eechtswissenschaft zuzuweisen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß Staatenverbindungen, ebenso 
wie die Staaten, nach verschiedenen Gesichtspunkten verschiedene 
Einteilung erfahren können und demgemäß auch erfahren haben^). 

Eine der natürlichsten, wenn nicht die natürlichste Klassifi- 
zierung überhaupt, ist die Einteilung der Staatenverbindungen ihrer 
juristischen Konstruktion nach, gemäß den zwei Prinzipien, auf 
deren einem sich jede Art von Personenverbindung aufbauen muß. 
In jeder Personenverbindung befinden sich nämlich die Mitglieder 
entweder nebengeordnet nach dem Prinzip der Gleichheit oder sie 
stehen im Verhältnis der Über- und Unterordnung nach dem Prinzip 
der Ungleichheit. 

Das Projekt Georgs von Böhmen baute sich, wie nach den 



^) Nicht erschöpfend ist die von J^inek^ Staatenverbindungen S. 58 ff., 
gegebene Einteilung in organisierte und nichtorganisierte Staatenverbindungen. 
Diese ist zutreffend allein für die auf Koordination der Mitglieder beruhenden 
Staatenverbindungen. Zur Zeit des deutschen Bundes herrschte die Einteilung 
in Bundesstaat, Staatenbund und Allianz; sie beruht auf keinem einheitUchen 
Einteilungsgrunde. Von neueren Schriftstellern hat Georg Meyer sie noch ver- 
treten, später aber fallen gelassen. Vgl. Hirth» Annalen 1876 S. 661 und 
Staatsrecht § 18 1. u. 5. Aufl. 
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obigen Ausfühniiigen ohne weiteres klar ist, auf dem Prinzip der 
Gleichheit auf. Die Staaten sollten im Verhältnis der Nebenordnung 
stehen. So können wir uns von vornherein auf die auf Neben- 
ordnung beruhenden Staatenverbindungen beschränken und uns be- 
mühen dem christlichen Fürstenbunde innerhalb dieses Bahmens 
seinen Platz anzuweisen. 

Die an sich möglichen und in der Geschichte in die Er- 
scheinung getretenen Gestaltungen innerhalb des Prinzips der 
Gleichheit sind höchst mannigfaltig; sie steigen an von den Staaten- 
verbindungen mit beschränktem Zweck und losem rechtlichem Zu- 
sammenschluß zu anderen mit ausgedehnterer Zweckbestimmung 
und engerer die Selbständigkeit der Staaten berührender Ver- 
einigung; den Schlußstein dieser aufsteigenden Linie bildet diejenige 
Staatenverbindung, welche selbst wieder Staat ist. 

Indessen lassen sich innerhalb der mannigfaltigen Formen 
zunächst zwei begrifElich verschiedene Gruppen unterscheiden: Es 
stehen auf der einen Seite die Völkerrechtsgemeinschaften, auf der 
anderen die „Staatenassoziationen^^ 

Das Unterscheidungsmerkmal, welches beide voneinander 
trennt, ist der wesentlich negative Inhalt, der den Rechtssätzen 
der Völkerrechtsgemeinschaften eigentümlich ist.^) In der Völker- 
rechtsgemeinschaft verbindet die Staaten nichts als die Gemein- 
samkeit gewisser objektiver Eechtssätze.*) Dies entspricht dem 
Zweck und Ziel des Völkerrechts, welches nur darin besteht „die 
allgemeinen und gemeinsamen Fragen, welche die gesitteten Nationen 
berühren, zu regeln, die Freiheit und Unabhängigkeit jedes aner- 
kannten Staats zu gewährleisten, eine Eechtsordnung aufzustellen, 
welche die friedliche Entwicklung der einzelnen Länder unter 
völliger Wahrung ihrer nationalen Interessen sichert und endlich 
den Verletzungen sittlicher Verpflichtungen, die humanitären An- 
schauungen entspringen, entgegenzutreten".^ 

Der Zweck der „Staatenassoziation'' geht über den der Völker- 

- — 

^) vgl. L, V. Stein, Schmollers Jahrb. 1882 S. 395 ff. besonders S. 431. 
*) Brie, Theorie der Staatenverbmdungen S. 24. 
•) Bonfih'Grah, Lehrb. des Völkerrechts S. 11. 
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rechtsgeiueinschaft insofern hinaus, als hier eine Rechtspflicht der 
Glieder gegeben ist, mit positiven Mitteln die Bestrebungen des 
Vereins zu fördern.^) Allerdings können auch Verpflichtungen zum 
negativen Verhalten (Unterlassen) den positiven Leistungen zugesellt 
werden, begrifflich sind sie gleichgültig. 

Nach dem vorgetragenen Zweck und den Befugnissen des 
böhmischen Bundes ist es zweifellos, daß er der letzteren der 
beiden genannten Gruppen von Staatenverbindungen angehört. Hier 
verpflichten sich die Teilnehmer nicht allein, den Frieden nicht 
zu brechen, sondern auch gemeinsam die Waffen zu ergreifen, zu- 
nächst nur gegen den Türken, aber weiterhin gegen alle Friedens- 
störer. Somit war die böhmische Friedensliga eine beabsichtigte 
„ Staatenassoziation" . 

Für die „Staatenassoziationen" trifft die Einteilung zu, welche 
JeUinek fälschlich auf die Staatenverbindungen überhaupt anwendet, 
nämlich die in organisierte und nichtorganisierte. 

Die am häufigsten historisch praktisch gewordene Form der 
unorganisierten Staatenassoziation ist die kriegerische Allianz, wohl 
auch Koalition genannt. Nur bei geschlossener Einheitlichkeit des 
Zwecks sind derartige unorganisierte Verbindungen entstanden. 
Die bekanntesten Beispiele aus der Geschichte sind die kriege- 
rischen Allianzen; hier ist gemeinsame Kriegführung das einzige 
Ziel der Verbindung. Zur Ausführung des Zwecks besteht jedoch 
keinerlei Organisation. 

Wir haben mit solcher Ausführlichkeit von der Organisation 
des geplanten Bundes gesprochen, daß seine Zugehörigkeit zu den 
organisierten Staatenassoziationen an dieser Stelle selbstverständ- 
lich erscheint. Schon die Mannigfaltigkeit des Zwecks wäre fast 
genügend, uns eine organisierte Staatenassoziation vermuten zu 
lassen. 

Unter den organisierten Staatenassoziationen lassen sich 
wiederum zwei verschieden gestaltete Gruppen unterscheiden. 
Von diesen ist die erstere so geartet, daß die verbundenen 



1) Brie a. a. 0. S. 51. 



— 35 — 

Staaten eines oder mehrere Organe gemeinsam haben, in der 
zweiten aber wird durch die Organisation ein neues Gemeinwesen 
zur Entstehung gebracht.^) 

Haben wir uns in der wiedergegebenen Einteilung der 
Staatenverbindungen, wenn auch nicht auf unangefochtenem, so 
doch auf haltbarem Boden bewegt, so- sind wir mit unserer letzten 
Behauptung mitten in eines der meistumstrittensten Gebiete des 
Staatsrechts geführt worden. 

Von den organisierten Staatenassoziationen oder Staaten- 
vereinen sind jene von unserer Untersuchung auszuschließen, 
welchen das monarchische Haupt gemeinsam ist^ und die^ deren 
Organsgemeinschaft sich auf untergeordnete Organe bezieht.') 

So erübrigen zuletzt von den Begriffsbildungen der Staaten- 
verbindungen jene zwei, welchen die Wissenschaft die Namen 
Staatenbund und Bundesstaat gegeben hat, ohne sich indessen 
einig zu sein, worin das Wesen des einen wie des anderen be- 
steht, noch welches das beide Formen trennende Kriterium ist. 

Unter einen der beiden Begriffe Staatenbund und Bundesstaat 
muß die böhmische Friedensliga sich stellen lassen; nachzuweisen, 
unter welchen sie gehört, ist die Aufgabe des Folgenden. Hierbei 
liegt es nun nicht im Rahmen dieser Untersuchung, den zahl- 
reichen verschiedenen Lehren über die rechtliche Konstruktion des 
Staatenbundes und des Bundesstaats sowie über deren trennendes 
Merkmal eine neue Ansicht hinzuzufügen, vielmehr beschränken 
wir uns darauf, von den Lehren, welche die deutsche Wissen- 
schaft^) hervorgebracht hat, die namhaftesten unserer Beurteilung 
zugrunde zu legen. Indem wir dies tun, bietet sich uns gleich- 
zeitig die Gelegenheit, die Mängel und Fehler jener Lehren an 
einem praktischen Beispiele zu zeigen. 

') vgl. Brie, Grünhuts Zeitschrift Bd. 11 S. 111; ferner a. a. 0. S. 57; 
vgl. auch JeUinek a. a. 0. S. 167, 168. 

*) Die Unionen, Real- und Personalunion. 

') Gerichtsgemeinschaften der thüringischen Staaten. 

*) Neben der deutschen Wissenschaft bietet die amerikanische viel Be- 
deutendes. Vgl. darüber jetzt namentlich das Buch von HoU, Der Bundes- 
staatsbegriff in den Vereinigten Staaten von Amerika von ihrer Unabhängigkeit 
bis zum Kompromiß von 1850, Zürich 1905. 
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Der christliche Ffirstenbund in der Beurteilung der Theorie^ 

Ton Jellinek. 

Literatur: Jellinek, Recht des modernen Staates 1900, 2. Aufl., 

und Staatenverbindungen 1882. 

Die Staatenbund- und Bundesstaatstheorie von JdlineJc, welche 
heute der allgemeinen Anerkennung am nächsten stehen dürfte, 
fußt auf der älteren Lehre von Ldband^ insbesondere auf dessen 
bekanntem Schlagwort: Staatenbund — Rechtsverhältnis; Bundes- 
staat — Rechtssubjekt.^) 

Wir beschränken uns im folgenden zunächst darauf, JeUineks^ 
Lehre vom Staatenbunde in großen Zügen wiederzugeben. Das 
Unterscheidungsmerkmal zwischen dem Staatenbund und dem 
Bundesstaate wird daraus zur Genüge kenntlich und deutlich 
werden und uns den Prüfstein für unser Endurteil liefern. 

Nach JeUineks Lehre*) ist, wie gesagt, der Staatenbund — 
wie bei Ldband — ein Rechtsverhältnis. 

Er entsteht durch Vertrag der Teilnehmer; in diesem kommen 
sie überein, gewisse staaüiche Funktionen nur gemeinsam aus- 
zuüben. Durch eine dauernde Organisation unterscheidet sich der 
Staatenbund von der loseren Allianz. Vom reinen Verwaltungs- 
verein trennt ihn der politische Zweck, welcher darauf gerichtet 
ist, die Staaten gegen auswärtige Feinde zu schützen und unter 
ihnen den Frieden aufrechtzuerhalten. Durch Erweiterung des 
Zwecks auf Hoheitsgebiete des inneren Staatslebens®) wird der 

^) vgl. Ldband, Staatsrecht des Deutschen Reichs § 7. 

^) JeUineks Definition des Staatenbunds lautet: 1. Staatenverbindungen 
S.. 172: „Wenn Staaten ein dauerndes pohtisches Bündnis, dessen Zweck 
mindestens in gemeinsamer Verteidigung besteht, mit standigen Bundesorganen 
errichten, so entsteht ein Staatenbund." 2. Recht des modernen Staates 
S. 696, 697 : „Der Staatenbund ist die dauernde, auf Vereinbarung beruhende 
Verbindung imabhängiger Staaten zum Zweck des Schutzes des Bundesgebiets 
nach außen \md innerer Friedensbewahrung zwischen den verbündeten Staaten, 
wozu auch die Verfolgimg anderer Zwecke verabredet werden kann. Diese 
Verbindung bedarf einer dauernden Organisation zur Realisierung der Bundes- 
zwecke." 

•) Gemeinsame Verwaltungsinstitutionen, gemeinsame Behörden. 



— 37 — 

Typus des Staatenbundes nicht ohne weiteres durchbrochen, „sofern 
nur die Bundesbeschlüsse zu ihrer Durchführung eines Willens- 
aktes der Gliedstaaten bedürfen". 

Der Staatenbund ist vor allem kein Rechtssubjekt, kein 
Gemeinwesen, kein Staat. Seine Zentralregierung besitzt keine 
Staatsgewalt, sondern Vereinsgewalt. Der Staatenbund ist ein 
völkerrechtlicher, kein staatsrechtlicher Verband. Darum stehen 
ihm gegen die Gliedstaaten keine staatsrechtlichen Mittel zu, 
sondern allein das völkerrechtliche Zwangsmittel des Krieges. 

Im Staatenbund sind die Einzelstaaten souverän. 

Hierin gipfelt JeUineks Lehre. Die Erhaltung der Souveränität 
der Einzelstaaten hält er für den Typus des Staatenbundes für 
erforderlich. 

Ihre wirksamste Stütze findet seine Behauptung in den Ver- 
fassungstexten verschiedener historischer Staatenbünde, welche in 
der Tat die Erhaltung ihrer Souveränität unter den Hauptzwecken 
des Bundes aufführen. Hier die wichtigsten Beispiele: 

Articles of Confederation 1778, Articlelll: The said States 
hereby severally enter into a firm league of friendship with each 
other, for their common defence, the security of their liberties, and 
their mutual and general welfare, binding themselves to assist each 
other, against all force offered to, or attacks made upon them, or 
any of them, on account of religion, sovereignty, trade, or any 
other pretehce whatever. 

Bundesvertrag zwischen den 22 Kantonen der Schweiz vom 

7. 8. 1815 § 1 : „Die 22 souveränen Kantone der Schweiz, , 

vereinigen sich durch den gegenwärtigen Bund zur Behauptung 
ihrer Freiheit, Unabhängigkeit und Sicherheit gegen alle An- 
griffe fremder Mächte und zur Handhabung der Ruhe und Ordnung 
im Innern." 

Deutsche Bundesakte von 1815 Art. 2: „Der Zweck des 
Bundes ist: Erhaltung der äußeren und inneren Sicherheit Deutsch- 
ands und der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der 
einzelnen deutschen Staaten." 
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Wiener Schlußakte von 1820 Art. 1 : „Der Deutsche Bund ist 
ein völkerrechtlicher Verein der deutschen souveränen Fürsten 
und freien Städte, zur Bewahrung der Unabhängigkeit und 
Unverletzbarkeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten und zur Er- 
haltung der inneren und äußeren Sicherheit Deutschlands." 

Die Souveränität der Gliedstaaten charakterisiert den Staaten- 
bund im Gegensatz zum Bundesstaat; sie ist das einzige Unter- 
scheidungsmerkmal. Im Bundesstaat ^) begeben sich die Gliedstaaten 
nach JeUineks Auffassung ihrer Souveränität, und zwar tun sie das 
zugunsten der Bundesgewalt, welche souverän wird. Die Glied- 
staaten selbst bleiben bestehen als nicht souveräne Staaten.^ 

Eine Untersuchung, welche sich zum Ziel gesetzt hat, eine 
Staatenverbindung auf ihren staatenbündischen oder bundesstaat- 
lichen Charakter zu prüfen, hat also nach der Lehre JeUineks ihr 
Hauptaugenmerk darauf zu richten, wo in der Verbindung die 
Souveränität ruht, ob bei der Bundesregierung oder bei den Glied- 
staaten. Ein Zwischending, so etwa, daß sowohl Bundesregierung 
wie Gliedstaaten souverän seien, gibt es nach JeUinek nicht.®) 

Liefert die Untersuchung das Resultat, die Gliedstaaten seien 
souverän, so ist für JeUinek der Bund zweifellos ein Staatenbund. 
Ist die Bundesregierung Trägerin der Souveränität, so ist die 
Staatenverbindung ein Bundesstaat. 

In seiner Lehre von der Souveränität geht JeUinek vom 



*) Zur Erläuterung sei hier JeUineks Definition des Bundesstaats wieder- 
gegeben, in welcher der Gegensatz zum Staatenbund deutlich zum Ausdruck 
kommt: „Ein Bundesstaat ist ein Staat, in welchem die souveräne Staatsgewalt 
die Gesamtheit der in ihrem Herrschaftsbereich auszuübenden Funktionen ver- 
fassungsmäßig derart verteilt, daß sie nur ein bestimmtes Quantum derselben 
sich zur eigenen Ausübung vorbehält, den Rest jedoch ohne Kontrolle über die 
Festsetzung der regelnden Normen, sowie über die Art und Weise der Aus- 
übung selbst, insoferne nur die verfassungsmäßigen Schranken eingehalten 
werden, den durch diese verfassungsmäßige Zuweisung von selbständiger staat- 
licher Macht geschaffenen nicht souveränen Gliedstaaten überläßt/ 

2) Daß Souveränität kein wesentliches Merkmal des Staates sei, ist heute 
fast allgemein anerkannt; vgl. JeUinek, Staatenverbindungen S. 36. 

^) Anders Bomhak, Allgemeine Staatslehre S. 246 ; Gierke in Schmollers 
Jahrbuch 1883 S. 1157; besonders Haenel, Studien zum deutschen Staatsrecht 
I S. 63 ff . ; übereinstimmend Labanä, Staatsrecht § 8 S. 73 ff. 
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juristischen Wesen der Staatstätigkeit aus. Er betrachtet die 
Tätigkeit des Staates aus zwei Gesichtspunkten. Einmal von dem 
Objekt der Staatsgewalt, vom Untertan aus. Für diesen bedeutet 
die Staatsgewalt einen ihn ausschließlich verpflichtenden fremden 
Willen (Imperium). Der andere Gesichtspunkt ist die Betrachtung 
des Staates als Subjekt der Staatstätigkeit. Hier tritt der Staat 
in eine doppelte Beziehung; er steht erstens in einem Verhältnis 
zu seinen Untertanen, aber weiterhin auch zu seinesgleichen. Für 
alle seine Handlungen setzt sich der Staat bestimmte Normen. 
Er bindet sich seinen Untertanen wie anderen Staaten gegenüber 
durch seine eigenen Gesetze. Diese Verpflichtung beruht aber 
nicht wie die des Untertans auf fremdem, sondern auf eigenem 
Willen. Also ist „Verpflichtbarkeit durch eigenen Willen das 
juristische Merkmal des Staats". Einem Staat indessen, Welcher 
nach innen und außen die höchste unabhängige Macht sein soU^ 
genügt dieses Merkmal nicht. Hier kommt es darauf an, daß die 
Verpflichtbarkeit durch eigenen Willen eine ausschließliche sei. 
Daraus zieht JeUinek seine Definition der Souveränität: „Souveränität 
ist die Eigenschaft eines Staates, kraft welcher er nur durch 
eigenen Willen rechtlich gebunden werden kann." Solange also 
Bundesbeschlüsse zu ihrer Durchführung eines Willensaktes der Glied- 
staaten bedürfen, sind diese souverän, der Bund also ein Staatenbund. 

Vergleichen wir mit diesen Sätzen die historischen Typen 
des Staatenbundes, so scheint es, als ob die JeUinek sehe Lehre 
den Tatsachen widerstreite. In der Amerikanischen Union unter 
den Konföderationsartikeln von 1778, in der Schweiz unter der 
Verfassung von 1815 und im Deutschen Bund (Bundesakte von 
1815 und Wiener Schlußakte 1820) wurden die meisten Bundes- 
beschlüsse mit Majorität gefaßt. Somit geschah bei der Ausführung 
der Beschlüsse etwas gegen den Willen derjenigen Staaten, welche 
die überstimmte Minorität bildeten. Nach JeUinek wären also die 
wichtigsten der Staatenbünde — die, an denen sich die Begriffe 
gerade gebildet haben — keine Staatenbünde und folglich Bundes- 
staaten ! 

Aus dieser Zwangslage sucht sich JeUinek durch folgende 
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Beweisführung zu befreien. Wenn ein Staat im Grundvertrage 
den Willen kundgegeben habe, seinen event. abweichenden Willen 
dem der Mehrheit unterzuordnen, so geschehe diesem Staate im 
Falle des Überstimmtwerdens nichtsdestoweniger sein eigener Wille. 

Selbst die gegen einen widersetzlichen Staat verhängte Bundes- 
exekution betrachtet JeüimJc nach diesem Gesichtspunkt als Ausfluß 
des eigenen Willens des- zu züchtigenden Staates. Er beruft sich 
auf das Analogen des Privatrechts, wo im Erfüllungszwang gegen 
den seine Vertragspflicht verletzenden Kontrahenten ja auch dessen 
eigener Wille in die Tat umgesetzt werde.^) 

Wir haben die Lehre JeUineks genügend weit verfolgt, um 
ein Urteil über den christlichen Fürstenbund fallen zu können. 
Es ist oben dargestellt worden, daß im Bundesrat keine in ihren 
Entschließungen unabhängige Vertreter sitzen, daß vielmehr direkt 
und lediglich der Wille der Einzelstaaten an allen Beschlüssen Teil 
hat. Da fernerhin der Bundesrat das höchste Organ des Bundes 
repräsentiert, welchem alle anderen untergeordnet sein sollen, so 
können in dem Bunde überhaupt keine anderen Beschlüsse gefaßt 
werden, als solche, welche eines Willensaktes der Gliedstaaten 
bedürfen. Es existiert kein fremder Wille, welcher imstande wäre, 
die Staaten des Bundes rechtlich zu verpflichten. Mit anderen 
Worten heißt das, die Glieder sind im vollen Besitz der Souveränität. 

Der christliche Fürstenbund ist also nach der Lehre 

Jellineks ein Staatenbund. 

Li einem wichtigen Punkte weicht freilich die Struktur des 
christlichen Fürstenbundes von Jdlineks Lehre über den Staaten- 
bund ab. JeUinek folgert nämlich aus dem Wesen des Staaten- 
bundes als eines Vertragsverhältnisses das Nullifikations- und 
Sezessionsrecht der Gliedstaaten. Wenn ein Staat zu der Über- 
zeugung gelangt, daß sein Verbleiben im Bunde ihn in seinen 



^) vgl. Brie, Grünhuts Zeitschr. Bd. HS. 131 : „In beiden Fällen beruht 
freilich die Pflicht zur Erfüllung auf einem früheren freien WillensaMe, aber 
in dem Erfüllungszwang betätigt sich der übergeordneteGesamtwille 
gegenüber dem wortbrüchigen Einzelwillen." 
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Existenzbedingungen angreift oder daß die Bundesgewalt ilire 
Kompetenzen überschritten hat, so steht ihm das Recht des Aus- 
tritts zu. 

Der christliche Fürstenbund wird dieser Anforderung, welche 
JeUinek an den Staatenbund stellt, nicht gerecht. Die ewige Dauer 
der Liga ist ausdrücklich ausgesprochen, und außerdem schreibt 
die Verfassung vor, daß jeder Nachfolger eines zum Bunde ge- 
hörigen Fürsten vor seiner Thronbesteigung der Vereinigung bei- 
treten muß. Der christliche Fürstenbund entspricht also in dieser 
Hinsicht nicht dem JeUinekschen Staatenbundsbegriff. 

Es muß indessen erwähnt werden, das JeUineks Behauptung 
vom Nullifikations- und Sezessionsrecht in auffallendem Widerspruch 
mit dem Tatsachenmaterial der meisten historischen Staatenbünde 
steht«) 

Der christliche Fürstenbund in der Beuri^eilung der Theorien 

von Georg Meyer und Brie. 

Literatur: O, Meyer in Hirths Annalen 1876 S. 641 ff. 

O. Meyer, Staatsrecht 6. Aufl. von Anschütz. 

Brie in Grünhuts Zeitschrift Bd. 11, Zur Lehre 
von den Staatenverbindungen; derselbe, 
Theorie der Staatenverbindungen 1886. 

Im schroffsten Gegensatz zu der Ldband-Jeüinekschen Lehre 
steht die Theorie, welche zuerst von Homd^) eine eingehendere 
Begründung erfahren hat. Ihr zufolge ist auch der Staatenbund 
Eechtssubjekt und nicht nur ein Vertragsverhältnis unter Staaten.^) 
An diese Grundauffassung Hänels haben Georg Meyer und Brie 
angeknüpft. Ihre beiden Lehren stehen im lebhaftesten Wider- 



") ütrechter Union Art. 1; Konföderationsartikel von 1778, Einleitung 
und Art. 13; Deutsche Bundesakte, Einleitung und Art. 1, Wiener Schlußakte 
Art. 5. 

*) Studien zum deutschen Staatsrecht 2 Bde. 1873. 

*) Allerdings schreibt Hand dem Staatenbund, den er als juristische 
Person bezeichnet, auch eine vertragsmäßige Seite zu, aus welcher er wichtige 
Polgerungen zieht (Studien I S. 40ff.). 
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sprach zu derjenigen Jellineks, welche ihnen in der allgemeinen 
Anerkennung jedoch den Kang abgelaufen hat. 

Wir beschränken uns darauf, von den Ausführungen Meyers 
und Bries nur soviel wiederzugeben, als erforderlich ist, um fest- 
zustellen, ob der christliche Fürstenbund in ihren Auffassungen als 
Staatenbund oder als Bundesstaat erscheint. 

Indem beide Theoretiker dem Staatenbunde korporativen 
Charakter beimessen, kommen sie zu dem Schluß, daß die vom 
Bunde ausgeübte Gewalt eine Herrschaftsgewalt und keine Vereins- 
gewalt sei, stellen also in dieser Beziehung Staatenbund und Bundes- 
staat völlig gleich.*) 

Ihrer Ansicht nach liegt der Unterschied zwischen den zwei 
Bundesformen in der Art der Ausübung dieser Herrschaftsgewalt 
Ihre Gegenüberstellung lautet: Im Staatenbunde herrscht die Bundes- 
gewalt über Staaten, im Bundesstaate auch über die Staatsange- 
hörigen. Dem Staatenbunde fehlt somit das persönliche Substrat, 
welches eines der Haupterfordernisse eines Staates ist Der Staaten- 
bund ist also kein Staat, sondern nur Bund. Der Bundesstaat ist 
Staat und Bund. 

In diesen Grundzügen sind die genannten Schriftsteller in 
voller Übereinstimmung. Während indessen Meyer seine Theorie 
bis zu den letzten Eonsequenzen durchfährt, indem er jeden Bund, 
in welchem Herrschaftsrechte über die Untertanen der Einzel- 
staaten direkt ausgeübt werden, unter den Begriff des Bundesstaats 
reiht,^) will Brie seinen Grundsatz nur im Prinzip aufrechter- 
halten wissen. 

') Die Definitionen des Staatenbundes und Bundesstaats lauten bei 
G. Meyer: „Staatenbund ist dasjenige Bundesverhältnis, in welchem der Bundes- 
gewalt eine Herrschaft nur über die einzelnen Staaten zusteht**; „Bundesstaat 
ist dasjenige Bundesverhältnis, in welchem die Bundesgewalt ihre Herrschafts-^ 
rechte direkt über die einzelnen Untertanen ausübt" (Staatsrecht §§ 13 u. 14). 
^ne definiert: „Der Staatenbund ist ein mit eigener Rechtspersönlichkeit und 
eigenem föderativ gebildeten Organismus ausgestatteter Staatenverein oder, 
wie wir kürzer sagen können, ein aus Staaten zusammengesetztes föderatives 
Gemeinwesen. ** Vom Bundesstaat gibt er. keine Definition. 

^) Ebenso Hand, Studien S. 42 — 43. „Jede direkte Beziehung zwischen 
dem Bunde und den Untertanen, Behörden und Beamten der einzelnen Staaten 
ist ausgeschlossen.** 
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Verfolgen wir zunächst die Theorie Oeorg Meyers. Nach 
seinem eben ausgesprochenen Grundsatz, welcher jede direkte Be- 
ziehung des Staatenbundes zu den Untertanen der Gliedstaaten in 
Abrede stellt, ist es für Meyer unmöglich, einem Bunde, in welchem 
eine richterliche Gewalt über die Angehörigen aller Staaten ge- 
meinsam ausgeübt wird, das Prädikat „Staatenbund'' zuzuerkennen. 

Er erfordert von der Bundesgesetzgebung, daß sie nicht die 
Kraft habe, die Staatsuntertanen ohne weiteres zu verpflichten, daß 
es zu diesem Zweck vielmehr einer besonderen Einführung, sei es 
durch einfache Publikation, sei es durch Gesetz, bedürfe. 

Auf dem Gebiet der Verwaltung können dem Staatenbunde nach 
Meyers Lehre nur die Befugnisse zustehen, in welchen eine Beziehung 
zu den Untertanen nicht gegeben ist. Die gesamte auswärtige Ver- 
waltung kann also Bundessache sein. Obrigkeitliche Verwaltungs- 
befugnisse des inneren Staatslebens fiberschreiten indessen die Kom- 
petenz eines Staatenbundes. 

Vergleichen wir den christlichen Fürstenbund mit dem Typus, 
welchen Meyer aufgestellt hat, so ergibt sich, daß auf dem Gebiet 
der Gesetzgebung und Verwaltung die Grenzen des Staatenbundes 
wahrscheinlich eingehalten sind. Überschritten sind sie indessen 
sicherlich auf dem Gebiet der Rechtsprechung. In den Urteils- 
sprüchen, welche von dem höchsten Gerichtshof, dem Konsistorium 
ergehen, tritt der Bund in eine direkte Beziehung zu den Unter- 
tanen der Einzelstaaten. Für Georg Meyer hat damit der 
christliche Fürstenbund den Charakter eines Bundes- 
staats.^)^) 



^) Es ist in der Tat wahr, daß Staatenbünde wie der niederländische von 
1579, der amerikanische von 1778, der schweizerische von 1815 und der deutsche 
von 1815 u. 1820, kein oberstes Bundesgericht aufzuweisen hatten. Wie bekannt, 
steUt die Einführung des Supreme Court eines der Hauptmomente dar, welche 
die amerikanische bundesstaatliche Verfassimg von der staatenbündischen unter- 
scheidet. Indessen ist zu bemerken, daß schon in mehreren historischen Staaten- 
bünden eine gemeinsame Rechtsprechung, wenn auch von sehr beschränktem 
Umfang, bestanden hat. 

') Nach 0, Mayer würde dieser Bundesstaat „monarchischer Bundesstaat*^ 
sein. Er würde im Aufbau mehr dem heutigen Deutschen Reich als den anderen 
Bundesstaaten (republikanischen) verwandt sein. Der diesen eigentümliche „neue 
Sohwitzky. 4 
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Es ist bereits gesagt, daß Brie weniger starr an seinem Grund- 
satz festhält, damit ist aber auch der praktische Wert seiner Theorie 
erheblich gemindert. Brie hat nicht übersehen, daß die Verfassungen 
der historischen Staatenbünde eine Durchlöcherung seines Grundsatzes 
aufweisen, weil es anerkannte Staatenbünde gegeben hat, welche in 
direkter Beziehung zu den Untertanen der Einzelstaaten gestanden 
haben.^) 

Damit hat Brie seine Lehre zur Beurteilung von Grenzfällen 
untauglich gemacht. Woraus soll man mit Sicherheit entnehmen, 
was Prinzip, was Ausnahme sei, wenn der Wortlaut der Verfassung 
wie in unserem so in den meisten Fällen darüber schweigt! Die 
Meinungen werden sehr geteilt sein. 

Immerhin glaube ich, daß Brie in dem christlichen Fürsten- 
bunde das Prinzip der mittelbaren Herrschaft der Bundesgewalt als 
aufrechterhalten anerkennt und daß er somit dem Projekt das 
Prädikat „Staatenbund" beilegen wird. 

Zur Theorie Bries ist kritisch folgendes zu bemerken: Die 
Tatsache, daß auch die Staatenbünde Herrschaftsrechte über die 
Staatsangehörigen gehabt haben,^ muß unweigerlich zu dem Ergebnis 
führen, daß das aufgestellte Unterscheidungsmerkmal durchaus ver- 
sagt. Den Tatsachen entspricht allein, daß im Bundesstaat eine 
vielseitigere Beziehung des Bundes zum Individuum stattgefunden 
hat als im Staatenbund.^) 



Souverän" — das Staatsvolk — ist in dem böhmischen Projekt sicherer als im 
Deutschen Reich nicht vorhanden. Die Bundesgewalt ruht hier bei der Gemein- 
schaft der Bundesfürsten und der Bund selbst auf dem Vertrag dieser (vgl. 
O. Mayer, Republikanischer imd monarchischer Bundesstaat, im Arch. f. off entl. 
R. Bd. 18 S. 337 ff. 

^) vgl. Theorie der Staatenverbindungen S. 90. Als Beispiel führt er u. a. 
an, daß in den Vereinigten Niederlanden gewisse Abgaben unmittelbar von den 
Bürgern erhoben wurden. Darauf fährt er fort: „Alle diese rechtlichen Er- 
scheinungen aber sind keineswegs geeignet, das Prinzip, daß der Staatenbund nur 
in einem mittelbaren Verhältnis zu den einzelnen Menschen stehe, aufzuheben 
oder auch nur in Frage zu stellen." 

®) vgl. Westerkamp, Staatenbund und Bundesstaat, Beispiele in § 21. 

*) vgl. Weaterkamp a. a. 0. S. 479. 
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Der christliche Fürstenband in der Beiu*teilniig der Theorie 

WesterUamps. 

Literatur: Westerkamp^ Staatenbund und Bundesstaat 1892. 

Völlig verschieden von den Theorien JeUineks, Meyers und 
Bries ist die Lehre Westerkamps. Wie er selbst hervorhebt, ist 
seine Lehre im wesentlichen nicht neu, sondern berührt sich mit 
den Ideen, welche drei bedeutende amerikanische Staatsmänner, 
Alexander Hamilton, James Madison und John Jay im Federalist 
niedergelegt haben. Ihrer und auch Westerkamps Ansicht zufolge 
besteht zwischen Staatenbund und Bundesstaat überhaupt keine 
Wesensverschiedenheit, wie sonst allgemein behauptet wird, sondern 
der Unterschied beider Bundesformen gründet sich lediglich auf ihre 
unterschiedlichen Eigenschaften. 

Westerkamp hat dieses Resultat aus einer umfangreichen Unter- 
suchung über das Becht und die Praxis der wichtigeren historischen 
Staatenbünde und Bundesstaaten gezogen. Er hat die Bepublik der 
Vereinigten Niederlande, die Vereinigten Staaten von Amerika von 
1778 und 1787, die Schweizer Eidgenossenschaft von 1815 und 1848 
<bew. 1874), den Deutschen Bund, das Deutsche Beich, die Vereinigten 
Staaten von Mexiko, die Argentinische Bepublik und den Kanadischen 
Bund einer einheitlichen und übersichtlichen Betrachtung unterworfen, 
indem er der Beihe nach die materiellen Befugnisse der Bundes- 
gewalten in den einzelnen Bünden, alsdann die Organisation der 
Bundesgewalt, femer die Punktionen der Bundesregierung und 
schließlich die Änderung und die Garantien jeder Bundesverfassung 
zum Gegenstand seiner Untersuchung machte. Westerkamp weist 
nach, daß auf den Gebieten der materiellen Befugnisse und der 
Organisation der Bundesgewalt sowie auf dem der Punktionen der 
Bundesregierung das Becht und die Praxis der Staatenbünde und 
Bundesstaaten keinen Wesensunterschied darbiete.^) Das Unter- 
scheidungsmerkmal liege allein auf dem Gebiet der Änderung und 
der Garantien der Verfassung. 



^) vgl. Westerkamp a. a. 0. S. 451—458. 
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Was die Verfassungsändenuig anbetreffe, so stimmten alle 
wichtigeren modernen Staatenbünde darin ttberein, daß diese nnr 
mit Zustimmung sämtlicher Bnndesmitglieder erfolgen dürfet) Im 
Gegensatz dazu gebe es keinen wichtigeren Bundesstaat, welcher 
die Änderung der Verfassung an die Zustimmung aller Mitglieder 
knüpfe.') 

Bin zweiter Unterschied finde sich in den Verfassungs- 
garantien der beiden Bundesformen. Während die Staatenbünde 
weder in ihren Herrschaftsrechten noch in ihren Organen die 
Mittel eigenen unabhängigen Bestandes und Wirkens besessen 
hätten, seien die Bundesstaaten in erster Linie auf finanziellem 
und militärischen Gebiet nicht vom Willen der Einzelstaaten ab- 
hängig. Das Unterscheidungsmerkmal von Staatenbund und Bundes- 
staat setzt Westerkamp also „in die Selbstgenügsamkeit, die Selb- 
ständigkeit, die Unabhängigkeit des Bundes gegenüber seinen Mit- 
gliedern". „Diejenigen Bünde sind Bundesstaaten, bei denen diese 
Eigenschaften vorhanden sind, die anderen sind Staatenbünde.^ 

Westerkamp hat es vorgezogen, keine peinlich genauen 
Grenzen zwischen Staatenbund und Bundesstaat zu ziehen, und sich 
darauf beschränkt, gewisse Minimalanforderungen aufzustellen^ 
welchen ein Bund genügen muß, um den Typus eines Bundes- 
staates zu wahren. 

In erster Linie wird hiemach von einem Bundesstaat ein 
„größeres Maß von Herrschaftsrechten" verlangt, etwa in dem Um- 
fange wie die Vereinigten Staaten von Amerika seit 1787 oder 
wie ein anderer der anerkannten modernen Bundesstaaten. 

Von der Organisation eines Bundesstaats verlangt Westerkamp 
lediglich, daß sie die Bundesregierung vom Willen der einzelnen 
Staaten unabhängig mache. Mit Becht verzichtet er darauf, dem 
Bundesstaat eine typische Organisation vorzuschreiben. 

Von besonderer Wichtigkeit ist es nach der Lehre Westet-^ 



^) Schweiz von 1815 nach Art, 15 ; ütrechter Union Art. 22 ; Articles of 
Confederation of 1778 Art. 13; Deutsche Bundesakte von 1815 Art. 7 Abs. 3. 

•) Unionsartikel von 1787 Art. 5; die Schweiz 1848 Art. 114 (1874 Art. 121) ^ 
Deutsches Reich Art. 78. 
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JcampSj daß im Bnndesstaat eine Reihe von Yorschriften and Ein- 
richtungen besteht, weldie „die Ausübung der gesetzgebenden, 
vollziehenden und richterlichen Gewalt von dem Belieben der 
Einzelstaaten unabhängig machen". Vor allem müssen die Bandes- 
gesetze ohne weiteres die Eraft besitzen, die Angehörigen der 
Gliedstaaten direkt zu verpflichten, und es müssen Garantien dafür 
bestehen, daß die Bundesbeschlüsse innerhalb der einzelnen Staaten 
vollzogen werden. 

Als letztes unbedingtes Erfordernis des Bundesstaats verlangt 
WesterJcamp die Möglichkeit der Verfassungsänderung durch Mehr- 
heitsbeschluß. Ist diese nicht gegeben, so fehlt dem Bunde jene 
größere Selbstgenügsamkeit und Selbständigkeit,^) welche den 
Bundesstaat vom Staatenbund wesentlich unterscheidet 

Wir vergleichen im folgenden, ob der christliche Fürstenbund 
den Anforderungen, welche WesterJcamp an einen Bundesstaat stellt, 
genügt 

Was zunächst das Maß der Herrschaftsrechte in dem projek- 
tierten Bunde anbelangt, so kann kein Zweifel darüber herrschen, 
daß der Umfang dieser Bechte in der amerikanischen Union bei 
weitem den des Fürstenbundes übertrifft. Man braucht sich allein 
des wichtigen Rechts der amerikanischen Bundesgewalt im Art. 1 
Sektion 8, 1 der Verfassung zu erinnern, um den ausgedehnteren 
Herrschaftsbereich der Union zu erkennen; es heißt dort: The 
Congress shaU have Power, To lay and collect Taxes, Duties, 
Imposts and Excises. In betreff der übrigen Herrschaftsrechte 
der Vereinigten Staaten verweise ich auf die übersichtliche Dar- 
stellung, welche Westkamp selbst gegeben hat.^) 

Daß die Organisation der Friedensliga keine für einen 
Bundesstaat ausreichende ist, läßt sich aus Westerkamps eigenen 
Worten ohne weiteres leicht entnehmen. „Ein Gesandtenkongreß 
aus Vertretern der Regierungen der einzelnen verbündeten Staaten," 
so sagt er, „wird nur dann als ein geeignetes Organ eines Bundes- 



^) Vollkommen unabhängig von den Gliedstaaten ist auch der Bundes- 
staat nicht; vgl. Westerkamp a. a. 0. S. 467. 
«) a. a. 0. § 8. 
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Staates angeseben werden können, wenn neben ihm mit beträcht- 
lichen Befugnissen ausgestattete nationale Organe yorhanden sind^ 
wie das neue Deutsche Beich sie in dem Präsidium des Bundes, 
den unter ihm stehenden Beichsämtem und im Beichstage besitzt/^ 
Dem christlichen Fflrstenbunde fehlt jedes derartige Organ. 

Von den oben erwähnten Garantien der Verfassung bietet 
die Urkunde kaum eine nennenswerte dar. 

In der Frage, ob die Änderung der Verfassung durch Mehr- 
heitsbeschluß erfolgte oder ob sie Einstimmigkeit der Staaten 
erforderte, sind wir durch den Wortlaut der Urkunde zweifelhaft. 
„Nostra Congregatio vel major pars eiusdem^ lautet die betreffende 
Stelle. Wahrscheinlich sind die Urheber sich über diesen Punkt 
selbst noch nicht einig gewesen. 

Die Sicherheit unseres Gesamturteils kann durch diese letzte 
offene Frage jedoch kaum beeinträchtigt werden. 

In der Beurteilung der Theorie West&rkamps ist der 
christliche Furstenbund ein Staatenbund. 



Anhang. 



\^ 



Tratte d'alliance et conf^d^ration entre le Boy Louis XI. 
Oeorge Roy de Boheme et la Seigneurie de Tenise^ 

pour resister au Türe. 

In nomine Domini nostri Jesu Christi; Nos Georgius, Rex 
Bohemiae, notum facimus uniyersis et singulis ad perpetuam rei 
memoriam quod dum veterum Historicorum scripta recensemus, 
reperimus Ghristianitatem florentissimam quondam fuisse et homi- 
nibus, opibusque beatam cujus tanta longitudo, latitudoque fuit, ut 
in ejus yentre centum decem et septam regna amplissima claude- 
rentur, quae etiam ex se tot populos emisit, ut magnam Gentilium 
partem, una cum Dominico sepulcliro longo tempore occuparit: nee 
gens fuit tunc orbe toto quae Christianorum regimen lacessere 
änderet; at.nunc quantum lacerata, contracta, cassata atque omni 
nitores plendoreque pristino enudataque sit omnes agnoscimus. Tanta 
etenim mutatio in ipsa Christianitate a paucis temporibus citra facta 
est, ut si quis Eegum, Principum atque Procorum antiquorum jam 
ab inferis resurgeret et Christicolarum partes intraret, nullatenus 
suam patriam recognosceret. Perfidus nempe Mahumetus, cum pene 
universus orbis Christianae Religionis Sanctitate polieret, Principio 
gentem exigiam Arabum seduxit : verum ubi primis conatibus eins 
occurrere neglectum est, continuo perditorum hominum tantam 
magnum sibi acquisierat, ut lectissimas Africae partes et Asiae 
regiones subjugarit, et in damnatissimam impulerit perfidiam: 
spurcissimi denique Turcae, qui a diebus paucissimis primo inclitum 
Graecorum Imperium, deinde quamplures Christianitatis Provincias, 
et regna in suam potestatem redegere, animas pene infinitas e 
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Christianorum finibas asportarunt. Omnia in praedam dednnt^ 
plurima Monasteria magnaque Dei templa demoliebantnr, et ut 
ruerent disposaerunt ; alia qnoqae infinita mala commiserant et per- 
petrarant. anrea Provincial terramm decus Christianitas 
quomodo ex te honor omnis abscessit? Qaomodo sie abiit color 
optimus? Ubi vigor ille tuornm hominum? Tibi reverentia qnam 
tibi onmes gentes impendebant? übi Majestas Regia ? übigloria? 
Quid tibi tot victoriae profuenmt, si tarn cito in triumphum dnci 
debebas ? Qoid gentilinm dncnm restitisse potentiae javat, si nunc 
vicinorum impetus ferre non potes? Heu fortuna; heu vicissitudo; 
quam a te Imperia variantur; quam cito matantur Regna; quam 
cito dil abuntur potestates! Quae sit autem tantae mutationis ac 
ruinae causa non est intueri facile, quia occulta sunt judicia Dei 
non minus hodie quam olim fertiles sunt i^, non minus oBCunda 
pecora assunt; yincarum proventus reddunt usuram fossae. Auri et 
argenti minerae censati homines sunt industrii, magnanimes mul- 
tarum rerum experti ; Litterae tam yigent quam unquam : Quid enim 
est quod Christianitatem adeo depressit, ut ex praedictis centum 
et decem Septem Regnis damtaxat in ventre Christianitatis sex 
decim remanserint? Sunt fortasse non nulla peccata, quae Dens 
punire vult, quemadmodum in yeteri testamento non nuncquam 
factum legimus. Ob quam rem nobis diligenter considerandum 
videtur, ut si quid erratum est emendetur: Et per opera pietatis 
divina majestas mitigetur, quam propter iniquitatem aliquam constat 
iratam esse. Sed quia cum animadvertimus quod cum his pie ac 
misericorditer Dens agat, quorum delicta in hoc mundo punit: 
Quodque ipse homines profiliis habet et quos diligit, corrigit et 
castigaty per multasque adversitates, ad opera yirtutis inducit. Ideo 
spem nostram jactantes in Dominum, cuius res agitur ; scimus quod 
sanctimoniae nostrae nihil religiosius, integritati nil congruentius et 
laudi nil gloriosius efficere poterimus, quam dare operam quod vera, 
pura et firma pax, unio et charitas inter Ghristianos fiat, et fides 
Christi adversus immanissimum Turchum defensetur. Ad hoc enim 
ad hoc derivata sunt Regna et principatus, ut sollicitudine et dili- 
gentia nobis possibilibus paxdecoretur. Status Reipublicae susten- 
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tetur, bella adversus Infideles feliciter peragantur, et fines Eeipu- 
blicae tacantor et propagentur. Ad qnas etiam res omnes popüli, 
omnes nationes omnesque Reges et Principes laetis et promptis 
animis debent et tenentur intendere. Nam si Christianos nos dici- 
mus, solicitudinem habere, tenemnr, ut christiania Religio tueatur; 
«t si contra Christum esse nolumus, pro fide sua certare et secum 
esse debemns. Spiritus enim Sanctus eos damnat, qui secum in 
hello non sunt, qui ex adverso non ascendunt, qui se mutum pro 
domo Israel non possunt, nee aliquem patriae dulcedo nee Palatia 
amplissima, nee divitiarum multitudo a servitio Dei retrahere debent 
Uli namque inserviendum erit, qui pro nobis mortem crucis subire 
non expavit, qui daturus est pro mercede unicuique fideli coeli 
coelorum patriam, ubi vera patria, ingentia habitacula, divitiae in- 
comparabiles et aeterna vita consistit : Etenim, quamvis hoc tempore 
lugujtris Sit fortuna Graecorum, et dolenda nimis Constantinopolitana 
6t aliarum Provinciarum clades ; nobis tamen si gloriae cupidi sumus, 
optanda fuit haec occasio, quae nobis possit hoc decus reservare, 
ut defensores conservatoresque Christiani nominis appellaremur ; et 
ob id rei cupientes, ut talis modi bella, rapinae, tumultus, incendia 
et caedes, quae ut, pro dolor! referimus, Christianitatem ipsam 
jamjam quasi undique circumdederunt, quibus agri vastantur, Urbes 
diripiuntur, Provinciae lacerantur, et innumeris regna et principatus 
mis eriis conterantur, cessent et penitus extinguantur et ad statum 
debitum mutuae charitatis et fratemitatis unione laudabili dedu- 
cantur, nos de certa scientia, matura deliberatione praehabita, in- 
Tocata ad hoc gratia Spiritus sancti, Praelatorura, Principum, 
Procerum, Nobilium, et juris divini et humani Doctorum nostrorum 
a,d hoc accedente consilio et 'assensu, ad huiusmodi connexionis, 
pacis fratemitatis et cöhcordiae inconcusse duraturam, ob Dei reve- 
rentiam fideique conservationem devenimus/ unionem in modum qui 
sequitur pro nobis, haeredibus et successoribus nostris futuris,^ 
perpetuis temporibus duraturam. 

Art. 1. Primo nempe in virtute Fidei Catholicae et verbo 
regio et principis dicimus et pollicemur, quod ab hac hora et die 
in antea puram, veram et sinceram fratemitatem indcem exhibe- 
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'^ bimus et servabimus, nee propter quascumque defensiones, queriias^ 

vel causas mutno ad arma veniemas, vel qaoscamqne nomine nostro 
venire permittemus, sed potias nnus aliam contra omnem hominem 
V yi^entem, sed nos vel aliqaem ex nobis de facto et absque legitima 

edicto hostiliter invadere molientem, joxta continentiam et tenorem 
capitolomm scriptorum jnvabimas. 

Art. 2. Secundo, quod nnllus nostrum anxiliom vel consilium 
dabit, nee consentiet contra alterins personam, neque in pericolam^ 
seu necem personae ipsius per nos vel alium, seu alios aüquatenus^ 
machinabimor, aut de facto machinari volentibus consentiemas, sed 
conservationem sanitatis, yitae et honoris ejasdem pro posse pro- 
curabimus. 

Art. 3. Tertio, spondemns modo supra dicto, qnod si aliqui» 
yel aliqui ex sabditis cajascam,qtte nostrom aliqnas yastationes 
praedas, rapinas, incendia, aut sdia quaecumque maleficiorum genera 
in Begnis, Principatibus, seu terris alterius nostrum commiserit vel 
commiserfnt, yolumus quod per haec pax et^ unio praemissa non 
sint yiolatae, nee infringantur, sed judicialiter compellantur ^ ab eo 
sut cujus ditione domicilium habuerint, yel in cujus territorio delin- 
quentes comperti f uerint : ^ Ita quod damna per ipsos facta de bonis 
eorum resarciantur et^ ipsi etiam alias pro qualitate delicti condigne 
puniantur, qui malefactores, si judicio parere contempserint,* Domi- 
nus eorum tam domicilii, quam loci perpetrati delicti quilibet eorum 
altero ad hoc etiam non expeetato, ipsos tamquam maleflcos per- 
sequi et impugnare tenebitur et debebit.^ Quod si aliquis nostram 
subquo delinquens domicilium habuerit vel in cujus territorio delic- 
tum commissum et delinquens detentus fuerit, negügens et remissus 
in praedictis extiterit, tune eum et delinquentem jure disponente 
pari poena constringat, poterit injuriam seu damnum passus unum 
ex nobis coram' Parlamente, seu Consistorio subscripto judicialiter 
requirere et convenire. 

Art. 4. Quarte, yolumus, quod si forte per aliquem seu aliquos 
extra hanc conyentionem charitatem et fratemitatem expetentes a 
nobis, non lacessitos et proyocatos cuiquam ex nobis bellum in- 
ferretur, seu inferri contingeret quod minime yerendum existimatui* 
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hac amicitia et charitate sabsistente, tunc congregatio nostra sub- 
scripta nomine omnium in hoc^ foedere existentium^ communibus 
nostris expensis, etiam a CoUega nostaro oppresse non requisita,* 
Oratores snos solemnes ad sedanda scandala pacemque componen- 
dam, illico debet ad locum* partibus accomodum et ibidem in prae- 
sentia partium dissidentiom yel Oratorum snoram pleno mandato 
snffaltarum omni opera et diligentia dissidentes ad concordiam et 
pacem, si amice fieri poterit revocare, velnt arbitros eligent, vel 
eoram ludice competenti, veP Parlamente seu Consistorio subscripto 
de jure certent, inducere. Et si causa aut defectu bellum inferentis 
pax et unio altero praedictorum modorum fieri non poterit:* Nos 
coeteri omnes tunc unanimiae concordi sententia oppresso, seu 
defendente socio nostro ad sui defensionem et decimis Begnorum 
nostrorum, nee non nostrorum et subditorum nostrorum proventibus 
luero seu emolumento, quos seu quae ad usum domus et babitationis 
suae pro tribus diebus proportionaliter in anno exposuerint singulis 
omnis succurrere quantum et quo usque ab eadem' congregatione 
nostra,® vel majori parte ipsius judicatum et decretum fuerit fore 
condecens et opportunum ad pacem oppressi socii consequendam. 

Art* 5. Utque diffidationes bella quae per suam considera- 
tionem inter suscipientes alterutros operantur dolores amplius 
arceantur et inter reliquos Christi fideles de hoc^ foedere non 
existentes etiam pax yigeat, volumus et ordinamus quod si forsan 
contingeret alios Principes et Magistratus Cbristicolas fraternitati 
nostrae non incorporatos inter se dissentionibus aut belle certare. 
Ex tunc^ congregatio nostra subscripta nostris nominibus per 
Oratores deputandos communibus nostris expensis concordiam amice 
vel in jure ut praefertur inter differentes pro posse efficiat, quam 
si ambae partes vel unae earum quo modo acceptare et a belle et 
guerris desistere noluerint vel noluerit ex tunc bellum inferens, vel 
a belle desistere nolens, inducetur modis et formis in capitulo supra 
proximo insertis. 

Art. 6. Item. Volumus quod illi qui pacem nostram prae- 
sentem quovis modo violare tentaverint in nullius nostrum Eegno, 
Principatibus, dominus, territoriis et districtibus, castris, civitatibus, 
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oppidis, seu fortaliciis receptari, conduci, protegi, faveri, yel aliqaem 
f ayorem quovis colore habere debebimt, seu poterant ; qoinimo non 
obstante qnocumqae salvocondactu arrestabuntur, capientnr et 
panientar, ut violatores pacis generalis^ proat qaalitas delicti, seu 
excessus cujuslibet eorum meruerit. 

Art. ?• Volumus praeterea, et praesentibus injungimus Omni- 
bus et singulis officialibus et subditis nostris, ut nullum unquam 
hominem in eorum protectionem et tuitionem communiter yel 
diyisim recipiant, yel illi salyumconductum generale, yel speciale 
quovis modo concedant, yel praestent, nisi per prius particulariter 
et nominatim excipiant, quod salyus conductus, siye protectio ista 
non debeant ei cui dantur contra nostra praesentis pacis edita tuen 
et def endere, sed eo non obstante si de yiolatione pacis infamatus, 
suspectus, yel accusatus fuerit, poterit supra hoc contra cum ut 
praefertur, et etiam justitia mediante procedi. 

Art. 8* Qui autem yiolatorem pacis praesentis scienter socia- 
yerit, aut ei quoyis quaesito colore, consilium, auxilium yel fayorem 
praestiterit, yel eum receptayerit, aut ipsum defendere, seu pro- 
tegere, yel eidem salyumconductum contra praesentem nostram^ 

unionem dare praesumpserit, pari poena ipsum et reum expectet. 
Art. 9* Verum cum pacis cultus a justitia et justitia ab illo 
esse non possit, et per justitiam pax gignitur et conseryatur, nee 
sine illa nos et subditi nostri in pace subsistere poterimus, ob id 
rei paci justitiam annectimus; sed cum Lexquae de judiciorum 
ordine scripta est multas mutationes subsequentibus temporibus 
susceperat ad hoc peryenit, ut paulatim omnino caderet, unde usus 
hoc percipiens in aliam transtulit figuram propter quae nos omnino 
confusum judiciorum ordinem considerantes existimamus opportere 
juxta noyorum temporum et diyersarum Proyinciarum, Eegnorum 
et Principatuum in nostrorum consuetudines usus et qualitates^ de 
naturae gremio noya jura producere, scilicet noyis abusibus noya 
remedia recipere per quae yirtuosi dicentur praemiis et yitiosi con- 
tinuis poenarum muletis conterantur, et ut secundum ordinem sin- 
gula tractemus, praeyidimus primitus ordinäre quoddam^ generale 
Consistorium quod omnium nostrorum et totius' Congregationis 
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nostrae nomine in loco ubi^ Congregatio ipsa pro tempore fuerit 
observetur, a quo velut a fönte justiciae rivuli undique deriventur.* 
Quod quidem Judicium ordinabitur in numero et qualitae personarum 
et statutorum prout subscripta* nostra Congregatio' vel major pars 
eiusdem concluserit et decreverit. 

Abs. 2. Et ut in eodem^ Judicio finis litibus imponatur ne 
immortales sint, volumus quod^ Judex ipse et Assessores ejusdem 
conquerentibus, prout causarum qualitates postulaverint,* Judicium 
et justitiam faciant simpliciter et de piano sine figura et strepitu 
judicii, subterfugiis et trustatoriis dilaeionibus omnino cessantibus» 

Abs. 3. Placet praeterea quod si quas querelas et differentiaa 
de novo inter nos Reges et Principes, aliosque in^ foedere isto 
existentes, suboriri contingat, quod alter alteri eoram dicto ^ judicio 
nostro in jure respondere et secum experiri debeat et teneatur^ 
servatis in hoc statuis, decretis et ordinationibus per Oratores et 
Procuratores nostros vel majorem partem eorundem in* Congre- 
gatione ipsa ut praefertur, faciendis et statuendis. 

Art. 10, Item. Volumus etiam quod^ Congregatio nostra 
debeat habere omnimodam et liberam facultatem quoscumque 
Eeges, Principes et Magistratus christianos, qui de praesenti huic * 
unioni incorporati non fuerunt ad praesentem nostram pacem^ 
unionem et fraternitatem accipiendi, et sese nomine nostro quemad- 
modum nos ipsi fecimus obligandi et reciproca vicissitudine obliga- 
tiones accipiendi litteris opportunis, nitro citroque datis et acceptis^ 
hoc tamen adjecto quod mox, acceptatione tali facta, Congregatia 
ipsa nobis omnibus significet, ut acceptos ad nos fratemali afEec- 
tione, ut decet, pertractare valeamus et possimus. 

Art. !!• Coeterum cum naec intelligentia et charitas potis- 
sime facta sit et constituatur ad gloriam et honorem divinae 
majestatis sanctae Romanae Ecclesiae et catholicae fidei, et ut 
potissime iis Christi Fidelibus celerrime succurantur, qui a Turco- 
rum Principe, christiani nominis hoste saevissimo deprimuntur^ 
idcirco nos praefati Reges et Principes promittimus ac devovemus 
Domino nostro Jesu Christo ejus gloriosissimae Matri Virgini Mariae, 
sanctaeque Romanae Ecclesiae, christianam Religionem ac universoa 
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Pideies expressos defensare et protegere a spurcissimo Turcorum 
Principe ^ communibus inter nos viribus et praesidiis proportionaliter 
taxandis et declarandis, pro quibns conficiendis et exequendis omnes 
decimas quae Ecclesüs ecclesiaticisque et religiosis personis in 
Regnis Principalibns et dominus nostris dantur et solvuntur cum 
dictis nostris et subditorum nostrorum proventibus, lucris et emo- 
lumentis, pro tribus diebus, ut praefertur singulis annis exponendis, 
quoad usque opus fuerit soluturos et daturos atque ab hostis inse- 
quutione non destituros, si a Congregatione nostra expediens judi- 
cabitur, quousque a Christianorum finibus fuerit efEugatus, aut com- 
muni sententia pax conficienda censeatur, quae nulla ratione confici 
debet, nisi finitimorum Christianorum securitati ante cantum fore 
judicabitur. 

Art. 12. Praeterea cum omnia solerti studio ac diligentia 
ante cavenda sint, ne incantos demum adversa fortuna contundat. 
Ideo placet nobis quod communi sententia^ totius Congregationis 
nostrae vel majoris partis eiusdera discematur* quibus temporibus 
liostem aggredi expediat,* quibusve terrestribus ac maritimis copiis 
bellum gerere opus,* quibusve belli ducibus, quibus machinis, belli- 
cisve apparatibus uti necesse sit,* quo in loco omnes exercitus 
terrestres convenire debeant ultra contra Turcos profecturi. 

Art. 13. Item.^ Quomodo victualia haberi possint in com- 
petenti pretio et hospicia in civitatibus, villis et alüs locis opportunis. 
Item.* Quomodo provideatur de communi moneta, per quam in 
exercitu venientes incundo, stände et redumdo non graventur. 
Item.^ Quod si quid ex hostium manibus, aut potestate adimi ulla 
ratione contingeret communi sententia, qui conferendum fuerit 
decematur, prout utilius christianae Religioni scilicet ad majorem 
fidelium tutelam in posterum convenire, cognitum et judicatum fuerit, 
ne hostis denuo negligentia aut impotentia possidentium excitatus 
deteriora prioribus detrimenta fidelibus inferat 

- Art. 14. Volumus praeterea quod conclusis istis mox quilibet 
nostrum ad pecuniarum exactionem ut praefertur in Regno, prin- 
cipatu, Dominio suo procedat juxta formam et ordinem a Congre- 
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gatione ipsa, vel majori ejus parte dandam in finem, ut divinum 
hoc opus illico exsequatur et Christi fidelibus succurratur. 

Art. 15, Item. Ut supra et infra scripta, omnia et singula 
debitae executioni demandentur, promittimus et pollicemur modo 
praedicto, quod quilibet nostrum oratores suos notabiles et magnae 
autoritatis vires, amplissimo mandato et sigillo suo, suffultos domi- 
nica reminiscere de anno a Navitate Domini 1464, proxime futura 
in civitate Basileensi, in Theotonia^) habeat qui omnes ibidem ad 
quinquennium immediate, sequens continuum resideant et nostris, 
et aliorum incorporatorum, seu incorporandorum nominibus^ corpus 
universitatem, seu * CoUegium verum faciant, constituant et reprae- 
sentent; quoquidem quinquennio Congregationis Basiicensis effluxo 
eadem Congregatio, per aliud immediatum sequens quinquennium 
in civitate N. in Francia, et per tertium quinquennium, in civitate 
N. in Italia habeatur et observetur sub eisdem modis et conditionibus 
quibus supra de Basilea cantum et dispositum dignoscitur, ut dein- 
ceps semper de quinquennio in quinquennium circuitum faciendo, 
tamdiu quo usque ^ ipsa Congregatio,* vel major pars ejusdem aliud 
duxerit ordinandum et disponendum,* unum quoque proprium et 
speciale consilium,* ipsa Congregatio habeat unus praesidens Pater, 
et Caput N. et nos coeteri Christianitatis Reges et Principes, membra 
simus: habeat etiam dictum' Collegium, in nos omnes et nostros 
subditos eosque, qui eumdem prorogaverunt Jurisdictionem volun- 
tariam et contentiosam una cum mero et mixto Imperio,® prout 
eadem Congregatio, vel major pars eiusdem, hoc decreverit et 
statuerit ordinandum habeat denique® propria arma,^^ sigillum et^^ 
archam communem atque^^ Archivum publicum, ^^ Syndicum,^* 
Fiscalem,^^ Officiales et^* quaecumque alia jura ad licitum et justum 
Collegium quomodo libet pertinentia et spectantia. 

Et ut uniquique Provinciae jura sua illaesa conserventur placet 
nobis, quod tales in Congregatione potioribus Offlciis in qualibet 
natione, in qua Congregatio ipsa pro tempore fuerit, praeficiantur. 



^) C'est-ä-dire, Allemagne. 
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qol de eadem natione ortam et originem traxeront, moresqne et 
habitadines ipsius agnoscant et inteUigant. 

Art. 16. Porro nt expensae et sumptus necessarii et ntiles 
pro pace servanda, jasticia ministranda, oratoribus et nnntiis, binc 
inde transmittendis, designandis et aliis oportunitatibns Congrega- 
tionis nostrae non deficiant, promittimus et spondemus, qnod qnilibet 
nostram decimam partem omnium pecuniarain, per eum seu suo 
nomine de decimis et emolumento, sen lucxo triam dierum, nt 
praefertur, sublevandorum in tempore per^ Congregationem ipsam, 
vel majorem partem ejus determinando ad Archivum publicum coUec- 
toribus, et Consilio dictae Congregationis, absque ulteriori mora 
deleget et transmittat ; * quo si non fecerit, poterit et debebit ipsum 
Syndicus, seu Procurator Fiscalis ejusdem Congregationis mox coram * 
Parlamente,^ seu Judicio ipsius in jus yocare, pecuniam cum danmis 
et Interesse judicialiter requierre. Et etiam nos alios sub debito, 
per vos praestito fidei movere et hortari, ut dictam pecuniam, damna 
et interesse * manu militari, ab eo et subditis requiramus et extor- 
queamus in usus communes Congregationis, ut praefertur, conver- 
tendos. 

Art. 17. Rursum dicimus et volumus quod nos Eex Eranciae, 
una cum coeteris Regibus et Principibus Galliae unam, nos vero 
Reges et Principes Germaniae, aliam et nos Dux Venetiarum, una 
cum Principibus communitatibus Italiae, tertiam vocem in ipsa 
Congregatione habeamus et faciamus, at si Rex Castellae, vel alii 
nationis Hispaniae Reges et Principes in hac nostra^ unione, ami- 
citia et fratemitate concurrerent, ipsi veri similiter, unam vocem 
in Congregatione, corpore et Collegio habebunt;* si autem inter 
oratores Regum et Principum unius et eiusdem nationis contraria 
Vota super re aliqua dota et conclusa fuerint, placet, ut quod a 
majori parte actum et conclusum, sit perinae firmitate subsistat, ^ 
ac si ab ipsa natione unanimi consensu judicatum et decretum ex- 
stitisset, quod si aequales personae numero in voto fuerint, praeva- 
leant illi oratores, qui comparatione facta ad alios, per repraesen- 
tationem Dominorum suorum, majorum meriti et dignitatis fuerint.* 



— 59 — 

Et si in meritis et dignitatibns aequales sint optio erit aliarum 
nationum, in hoc'^ foedere existentiom quam partem acceptarint. 

Art, 18. Et ut dabietas omnino toUatur, placet ut si aliquis 
Regum vel Principum nostroram plures oratores ad dictam ^ congre- 
gationem transmiserit, quod M omnes duntaxat habeant unicam, 
videlicet ipsins niittentis in natione sua dictae Congregationis vocem. 

Art, 19. Item. Cum scriptura testator ei qui fidem Christi 
juverit, auxeiit, defenderit definitum esse locum in coelo, in quo 
beati gaudio sempitemo fruuntur, proinde sperandum est, quod 
omnes coeteri Christiani ad rem tam sanctam, tarn piam, tarn 
necessarium volentibus animis manus apponent, nam qui praestare 
auxilia hoc tempore contra Turchos negaverit, infidelitatis procul 
dubio et inimicorum Crucis Christi fautorem se dedarabit Et ob 
id rei placet, quod nos omnes unanimiter per solemnes oratores 
nostros apud summum Pontificem, omni opera et diligentia nobis 
possibilibus sub modis et formis per Congregationem praedictam 
dandis, efficiamus ut Sanctitas sua attendat, quod exactio supra 
dicta decimarum ad tuendam Christianorum pacem Christi fidelium 
denfensionem et inimicorum Crucis impugnationem exponatur et 
tanquam^ Pater et Pastor fidelium de benignitatis suae dementia 
concedat et demandat per suas publicas et authenticas Bullas sub 
formidabiUbus poenis executoribus sibi nominandis super inde in 
plenissima forma datis et deputatis, quod decima praefata juxta 
modum et conditiones sibi nostris nominibus offerendas dentur, 
tradentur, et exsolvantur,* ut quae bella et dissentiones inter Prin- 
cipes Ecclesiasticos et in hoc foedere non existentes et potissime 
illa quae bella in Turchos conficienda, et pace praedicta conservanda 
quoquomodo impedimento esse posset, et medio tollat vel Legatum 
aliquem virum utique bonae vitae probum et expertum cum plenaria 
ad hoc facultate, ad unam quamque Provinciam transmittat, qui 
yitam, idioma et habitudines eiusdem intelligat et agnoscat operam- 
que et diligentiam condignas adhibeat, ut pai-tes differentes amice 
componantur. Quod sie facere noluerint difEerentias inter eos pen- 
dentes in yim commissionis sibi factae, in jure diffiniat et decidat.^ 
Convocet denique Sanctitas sua alios Principes et Communitates 

Sohwitzky. 5 
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Italiae, et eosdem sub divinis censuris et formidabillbas poenis 
moneat et reqnirat, ut ipsi tanquam Torcho prae coeteris nationibus 
magnis vicini ad instruendam classem maritimam nna cnm aliis 
Ghristicolis, assorgant Ulis proportionaliter praesidia ad honorem et 
gloriam Dei fideliumque defensionem conferant et contribuant, ut 
hoc opus defendendas fidei speratum finem eo laudabilis accipiat. 

Art. 20. Praeterea ut pax et ordinatio ista inviolabiKter ob- 
servetur decemimus et pollicemur, ut quocumque ex nobis ad 
coelestem patriam evocato, haeredum sive successorum suoruin nulli 
in Kegno, Principatu, seu Dominio suo succedere liceat, neque ad 
hoc admitti debeat, nisi prius sese supra et infra scripta omnia et 
singula inviolabiü fide servaturum spoponderit Litteris suis paten- 
tibus, cum sigillo appenso Congregationi nostrae tanquam communi- 
bus munimentis ad usum cujuslibet nostrum datis. 

Art. 21. Et si aliqua alia ultra praemissa dicta^ nostra 
Congregatio vel major pars ejusdem ordinaverit, decreverit et 
concluserit, quae pro conservatione facere et conducere quomodo 
übet videbuntur, illa omnia et singula attendemus et efficaciter ob- 
seryabimus, atque id agemus quae verae et sincerae fraternitatis 
vinculum exigit et requirit. Et quae in praesentibus Litteris nostris, 
per distinctiones et continentias eorundem in suis punctis, clansuHs, 
articulis, sententiis quoque et capitulis universis comprehenduntur 
in cujus rei testimonium et robur quilibet Rex, et Principum 
nostrorum sigillum Majestatis suae praesentibus duxit apponendum. 
Datum et actum etc. 
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